
gemeinsame friedliche Entwicklung gerichtet
sein4). In diesem Sinne betont auch Außenminister
Schewardnadse, daß es bei den Abrüstungsver-
handlungen um mehr gehe als nur um den Ab-
bau der Waffen, nämlich um gemeinsame Anstren-
gungen zur Überwindung der Teilung Euro-
pas5).

4)“The primacy of universal human ideas and values calls for
firm action designed to remove ideology from interstate rela-
tions." Rede des stellvertretenden sowjetischen Außenmini-
sters V. Petrovsky anläßlich des internationalen Kolloqui-
ums in Tutzing vom 20. Juni 1989.
) Vgl.E. Schewardnadse, Rede auf der Schlußberatung der
KSZE-Folgekonferenz am 19. Januar 1989.
6) Dem Vorschlag von Präsident Bush zufolge soll jede Seite
nur noch über 20 000 Panzer. 28 000 Schützenpanzer und 
24 000 Artilleriegeschütze, 5 700 Kampfflugzeuge und 1 900
Kampfhubschrauber verfügen. Die Sowjetunion und die
USA sollen gemeinsam nicht mehr als 275 000 Soldaten in
Europa haben. Für die USA bedeutete dies ein Abbau von 
20 Prozent unter das derzeitige NATO-Niveau. Vgl. Süd-
deutsche Zeitung vom 10. Juli 1989.

7) „Die Frage der Einführung und Stationierung eines Fol-
gesystems für die Lance wird 1992 im Lichte der sicherheits-
politischen Gesamtentwicklung behandelt werden.“ Ge-
meinsame Erklärung der NATO-Mitglieder, in: Das Parla-
ment vom 2. Juni 1989.

Die Chancen für ein positives Ergebnis der Wiener
Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte
stehen deshalb gut, zumal der Warschauer Pakt das
westliche Konzept und den Rahmen für die Ver-
handlungen über die konventionellen Streitkräfte
in Europa (VKSE) bereits akzeptiert hat. Der bis-
lang weitestgehende Vorschlag wurde anläßlich der
NATO-Gipfelkonferenz im Mai dieses Jahres von
Präsident Bush eingebracht, der für die Sowjet-
union und die Vereinigten Staaten gleiche Ober-
grenzen für die Stationierung von Truppen in Eu-
ropa vorsieht, wobei die abgezogenen Soldaten
nicht nur verlegt, sondern demobilisiert werden sol-
len. Des weiteren enthält der Vorschlag von Bush 
— der vom Warschauer Pakt positiv aufgenommen
wurde — konkrete Zahlen für gleiche Obergrenzen
bei Panzern, Schützenpanzern, Artilleriegeschüt-
zen, Kampfflugzeugen und Kampfhubschraubern.
Alle abgezogenen Kriegsgeräte sollen vernichtet
werden ).6

Mit diesen Reduzierungen sollen die Invasionsfä-
higkeit und die Option des Warschauer Paktes zum
Überraschungsangriff beseitigt und ein möglichst
sicheres und stabiles Gleichgewicht im konventio-
nellen Bereich herbeigeführt werden. Verhandlun-
gen über nukleare Kurzstreckenraketen werden
erst aufgenommen — so lautet der Brüsseler Kom-
promiß —, wenn die noch zu vereinbarenden kon-
ventionellen Abrüstungsmaßnahmen . eingeleitet
worden sind. Auch dann aber, wenn bis spätestens
1992 ein Ergebnis der KSE-Verhandlungen erzielt
worden ist, wird der NATO eine weitere Auseinan-
dersetzung um die Notwendigkeit der Einführung

und Stationierung eines neuen atomaren Kurzstrek-
kensystems nicht erspart bleiben7).

Nach wie vor verwahren sich vor allem die USA und
Großbritannien dagegen, daß die in naher Zukunft
zu erwartenden Verhandlungen über den Abbau
nuklearer Kurzstreckenwaffen mit einer Reich-
weite von unter 500 km mit dem Ziel einer dritten
— unter Einbeziehung alle Gefechtsfeldwaffen
auch einer vierten — Null-Lösung geführt werden
sollen, wie dies von der Bundesrepublik Deutsch-
land und den meisten anderen NATO-Mitgliedern
angestrebt wird. Diese Differenzen zwischen den
USA aber auch Großbritanniens und ihren konti-
nental-europäischen Alliierten sind grundsätzlicher
Art und betreffen die Rolle von nuklearen und kon-
ventionellen Waffen in der gültigen NATO-Strate-
gie der „flexible response".

Da nach der INF-Abrüstung die in der NATO ver-
bleibenden landgestützten atomaren Systeme (Ar-
tillerie und Lance-Raketen) aufgrund ihrer kurzen
Reichweite in jedem Fall nur auf deutschem Terri-
torium zum Einsatz kommen könnten, ist der Ab-
bau aller nuklearen Kurzstrecken- und Gefechts-
feldwaffen parallel zur Schaffung eines konventio-
nellen Gleichgewichts für die Bundesrepublik
Deutschland von vorrangiger Bedeutung. Da der
Warschauer Pakt in den achtziger Jahren ein umfas-
sendes Modernisierungsprogramm seiner atomaren
Kurzstreckensysteme durchgeführt hat und hier
selbst eine Überlegenheit von 12:1 zugibt, kann es
sich bei einer beidseitigen Abschaffung dieser Waf-
fenkategorie kaum um ein vermeidbares Sicher-
heitsrisiko handeln — selbst wenn die Herstellung
einer konventionellen Balance in Europa noch
nicht erreicht ist. Als eigentlicher und positiver
Zweck der landgestützten atomaren Kurzstrecken-
waffen muß deshalb ihr Wert als Verhandlungsge-
genstand verstanden werden, um gleiche Waffen im
Osten durch ein verifizierbares Abkommen abzu-
schaffen.

Einwände seitens der USA, die in Europa statio-
nierten US-Truppen seien ohne wirkungsvolle nu-
kleare Abschreckung, sind wenig überzeugend: Nu-
klearwaffen, die zur Abschreckung eines feindli-
chen Atomwaffeneinsatzes dienen sollen, müssen
nicht unbedingt an Land stationiert sein. Mängel in
der konventionellen Verteidigung können aber
durch Nuklearwaffen nur scheinbar kompensiert
werden, da der Einsatz atomarer Waffen im dicht-
besiedelten Europa für Freund und Feind gleicher-



maßen von verheerender Wirkung wäre. Die
NATO muß deshalb fähig sein — so auch der ame-
rikanische Senator Sam Nunn —, sich nicht nur für
Tage, sondern für Wochen in Europa zu verteidi-
gen, ohne zum Rückgriff auf nukleare Mittel ge-
zwungen zu sein.

Was ihre Unterstützung für weitere Abrüstungs-
schritte der beiden Supermächte anbelangt, hier vor
allem eine 50prozentige Reduzierung des strate-
gisch-nuklearen Arsenals und die Abschaffung aller
chemischen Waffen, sind sich die NATO-Verbün-
deten einig. Die Haupthindernisse für einen schnel-
len Abschluß bei den START-Verhandlungen sind
im wesentlichen die Verifikation bei seegestützten
atomaren Marschflugkörpern und mobilen ballisti-
schen Raketen sowie die Rolle der Strategischen
Verteidigungsinitiative. Dennoch haben sowohl die 
USA als auch die Sowjetunion ein starkes Interesse
an der Fortsetzung ihrer positiven Beziehungen und
deshalb auch am tatsächlichen Zustandekommen

eines derartigen Abkommens. Für die Sowjetunion
sind einschneidende Verringerungen des eigenen
Militärpotentials die unabdingbare Voraussetzung
für eine Verbesserung des ständig sinkenden Le-
bensstandards der eigenen Bevölkerung. Für die
USA bedeutet eine Verringerung ihrer konventio-
nellen und strategisch-nuklearen Rüstungsausga-
ben eine wichtige finanzielle Entlastung, die neben
der Bekämpfung der nationalen Staatsverschul-
dung auch den Transfer von dringend benötigten
Mitteln in andere Bereiche des öffentlichen Lebens
erlaubt. Für die Westeuropäer stellt die Weiterent-
wicklung eines friedlichen, kooperativen amerika-
nisch-sowjetischen Verhältnisses mehr als nur die
Verringerung der militärischen Bedrohung und die
Einsparung von Ressourcen für die Verteidigung
dar: Sie bietet eine reelle Chance, ihr Verhältnis zu
den USA partnerschaftlich neu zu gestalten und
unter Berücksichtigung eigener nationaler Interes-
sen am Aufbau einer europäischen Friedensord-
nung verantwortlich mitzuarbeiten.

III. Hintergründe und Ursachen der Strategie-Debatte

Der erfolgreiche Abschluß des Vertrages zur welt-
weiten Vernichtung aller Mittelstreckenraketen hat
bei vielen Menschen die Hoffnung auf eine Fortset-
zung der neuen Entspannungspolitik zwischen den
Supermächten geweckt. Die gleichzeitig von Politi-
kern, Militärs und Wissenschaftlern mit Nachdruck
geforderte Verstärkung der konventionellen Rü-
stung der NATO zum Ausgleich der konventionel-
len Überlegenheit des Warschauer Paktes muß
heute, angesichts der positiven Entwicklung der
Ost-West-Beziehungen und berechtigter Hoffnun-
gen auf ein baldiges Abkommen zur Herstellung
eines konventionellen Gleichgewichtes in Europa,
in einem anderen Licht betrachtet werden: Die For-
derungen der amerikanischen Seite nach einer Ver-
besserung der konventionellen Verteidigung haben
ihre tiefere Ursache in dem seit langem bestehen-
den Dissens über die gültige Strategie der NATO.
Besonders seit die UdSSR die strategische Parität
mit den USA erlangt hat, zweifeln die Europäer an
der nuklearen Garantie der USA. Schon 1979 hatte
Henry Kissinger in Brüssel erklärt, die erweiterte
Abschreckung bis hin zur strategisch-nuklearen
Konfrontation könne nicht funktionieren, und er
forderte eine Revision der alliierten strategischen
Doktrin.

Während in den USA allgemein die Auffas-
sung vertreten wird, daß bei einem Versagen
der Abschreckung ein militärischer Konflikt be-

endet werden muß, ohne zum globalen Atom-
krieg zu eskalieren — notfalls mit Hilfe des Ein-
satzes von taktischen Nuklearwaffen —, wird in
Europa der Wert von taktischen und strategischen
Atomwaffen vor allem politisch in der Kriegs-
verhinderung durch Abschreckung gesehen8).
Die Ängste der Europäer vor einer strategischen
Abkoppelung von Amerika, das eine existen-
tielle Gefährdung seines eigenen Territoriums
durch eine militärische Auseinandersetzung in
Europa vermeiden will, werden durch die Er-
gebnisse der von Verteidigungsminister Wein-
berger 1986 eingesetzten Strategiekommission noch
verstärkt9).

Mit der Betonung der eigenen amerikanischen Si-
cherheitsinteressen sollen — so der Bericht —
durch neue Technologien bessere konventionelle
und nukleare Optionen geschaffen werden, mit de-



nen allerdings ein allgemeiner Atomkrieg weder
angedroht noch provoziert werden dürfe. Im Rah-
men einer derartigen „differenzierten“ Abschrek-
kung („discriminate“ deterrence) müßten sich tak-
tische Atomwaffen für einen selektiven Einsatz als
Kriegsführungsinstrumente durch optimale Präzi-
sion und Effektivität auszeichnen, um einen mög-
lichst hohen Abschreckungswert zu besitzen. Die-
ses de-facto „limited war"-Konzept für Europa wird
von Verteidigungsminister Cheney bestätigt, der
darauf hinweist, daß die amerikanischen taktischen
Nuklearwaffen nicht nur zur Abwehr sowjetischer
Raketen, sondern auch gegen die konventionellen
Fähigkeiten der Sowjetunion gerichtet sind. Nu-
kleare Kurzstrecken und atomare Gefechtsfeldwaf-
fen werden deshalb von den USA für die Imple-
mentierung der flexible response-Strategie und der
Vomeverteidigung als unentbehrlich angesehen.

Um einen frühzeitigen Einsatz von Nuklearwaffen
in Europa zu vermeiden — die NATO vermag der-
zeit in Europa nur einige Tage lang einen rein kon-
ventionellen Krieg zu führen —, drängen die USA
ihre Alliierten zu einer besseren, hoch-technologi-
sierten konventionellen Verteidigung. Zwar sollen 
nach offiziellen Verlautbarungen im Falle eines mi-
litärischen Konfliktes die amerikanischen Truppen
in Westeuropa innerhalb von zehn Tagen durch
sechs Divisionen ergänzt werden, doch mußten
selbst Pentagon-Experten 1988 resignierend zuge-
ben, daß allein eine Division mehr als 30 Tage für
den Transport über den Atlantik benötigt und für
sechs Divisionen überhaupt keine Kontingente zur
Verfügung stünden10).

Das unveränderbare geostrategische Grundpro-
blem der nordatlantischen Allianz besteht darin,
daß eine enge Verbindung der Sicherheit Europas
mit der Sicherheit Amerikas immer geostrategische
— nicht notwendigerweise politische — Zonen un-
terschiedlicher Sicherheit in Rechnung stellen muß.
Dieses Dilemma kann weder durch eine Modifizie-
rung oder Ablösung des flexible-response-Konzep-
tes, noch durch eine verbesserte konventionelle Rü-
stung überwunden werden. Solange aber die „diffe-
renzierte“ Abschreckung lediglich die nationalen
Interessen der USA berücksichtigt, bleibt sie für die
Westeuropäer unannehmbar. Vielmehr muß ihre
zentrale Aussage auch für die Europäer gelten, das
heißt, daß sich auch die europäische Verteidigung
nicht auf Waffensysteme stützen darf, die im Falle
ihres Einsatzes die eigene — europäische — Ver-
nichtung provozieren.

Eine Konventionalisierung der gesamten westli-
chen Verteidigung, so wie in Reagans „visionären“
Darlegungen propagiert, kann aber vorläufig nicht
im Interesse der europäischen Verbündeten sein.
Allein durch ihre Existenz üben Atomwaffen einen
beträchtlichen abschreckenden und damit friedens-
sichernden Einfluß aus. Viele Kritiker des INF-
Vertrages argumentieren deshalb, daß mit den tak-
tischen Atomwaffen, von denen die meisten in der
Bundesrepublik Deutschland stationiert sind, die 
„falschen“ Atomwaffen in Europa bleiben. Diese
Waffen können durch Artillerie und Flugzeuge zum
Einsatz gebracht werden, und in einem Konflikt
verlangen die Artilleriegeschütze mit geringerer
Reichweite eine frühe „use or loose"-Entschei-
düng.

Dem deutschen Begehren nach Abschaffung dieser
Waffensysteme steht jedoch massiver Widerstand
seitens der Amerikaner entgegen, die das Prinzip
des „gleichmäßig verteilten Risikos“ ) gewahrt se11 -
hen möchten. In ihren Augen können weder Mit-
telstreckenraketen noch Interkontinentalraketen
eine effektive Abschreckungsfunktion überneh-
men, wenn sich nicht in gleicher Weise der Ent-
schluß, notfalls nukleare Waffen einzusetzen, auch
auf die Kurzstreckenraketen und atomaren Ge-
fechtsfeldwaffen erstreckt. Mit anderen Worten:
wenn die NATO im Falle einer drohenden konven-
tionellen Niederlage davor zurückschreckt, takti-
sche Atomwaffen einzusetzen, ist für den Gegner
auch nicht mit einem Einsatz von Mittel- und Lang-
streckenraketen zu rechnen.

Ein weiterer umstrittener Punkt in der Strategie-
Debatte ist der Rogers-Plan bzw. das sogenann-
te FOFA-Konzept („Follow-on-Forces-Attack“),
welches im Rahmen von gezielten Gegenangriffen
den massiven Einsatz konventioneller Distanzwaf-
fen zur Bekämpfung der zweiten und dritten nach-
rückenden Staffel des Warschauer Paktes vorsieht.
In den Augen vieler Europäer ist ein derartiges ope-
rationales Offensivkonzept nicht mit dem Prinzip
der grenznahen Verteidigung und der defensiven
Aufgabe der NATO zu vereinbaren. Das Gleiche
gilt in noch stärkerem Maße für die amerikanische
AirLand-Battle-Studie und die 1982 eingeführte
Heeresdienstvorschrift FM 100-5. Im Field Manual
100-5 wird die Bedeutung der militärischen Gegen-
offensive im Kontext der gesamten Verteidigung
hervorgehoben, und das AirLand-Battle-Konzept
bezieht den Einsatz atomarer Gefechtsfeldwaffen



in seine militärischen Operationsplanungen ein und
verleiht diesen damit den Charakter von Kriegsfuh-
rungswaffen.

Richtschnur für die Anwendung neuer Technolo-
gien und die damit verbundenen operativen Kon-
zepte muß stets die defensive Natur des nordatlan-
tischen Bündnisses und die Orientierung an einer
strukturellen Angriffsunfähigkeit sein, welche
durch die Konventionalisierung noch verstärkt wer-
den soll.

Stärker als FOFA und amerikanische Dienstvor-
schriften aber beeinflussen die Meinungsverschie-
denheiten über die amerikanische Strategische Ver-
teidigungsinitiative die strategische Debatte unter
den Verbündeten. Der politisch-philosophische
Grund für SDI ist aus Reagans „Star Wars"-Rede
vom 23. März 1982 ersichtlich, in der eine Vision
von einer „nuklearfreien“ Welt der Öffentlichkeit
vorgestellt wurde. Reagan hielt eine Strategie der
„gesicherten gegenseitigen Zerstörung“ („Mutual
Assured Destruction“) für unmoralisch und den
Aufbau einer wirksamen Verteidigung für eine
wichtige ethische Aufgabe. Präsident Bush, der von
jeglichen „visionären“ Maßstäben bei der Entschei-
dung für die Fortsetzung von SDI absieht, betrach-
tet dieses als „offenes“ Programm, dessen Kosten-
Nutzen-Verhältnis mit nüchternen, praktischen
Kriterien beurteilt werden muß. Unter strikter Be-
achtung des ABM-Vertrages soll SDI — an dessen

Entwicklung die Sowjetunion ebenfalls arbeitet —
als Option beibehalten werden.
Der philosophisch-visionäre Hintergrund der kon-
zeptionellen Überlegenheit Ronald Reagans — und
schon Jahre zuvor waren ähnliche Ideen unter ame-
rikanischen Neokonservativen aufgetaucht —
wurde in Europa, wo SDI auf härteste Kritik stieß,
kaum beachtet. Stattdessen konzentrieren sich die
meisten Einwände auf die technische Nicht-Mach-
barkeit einer effektiven strategischen Raketenab-
wehr, die hohe Verwundbarkeit eines derartigen
Systems und die dazu erforderlichen immensen Ko-
sten. Tatsächlich deuten alle Verlautbarungen aus
dem Pentagon in der letzten Zeit darauf hin, daß
sich ein pragmatischer Ansatz bei der SDI-For-
schung durchzusetzen beginnt. Dieser wird sich —
zumindest für die absehbare Zukunft — auf eine
bodengestützte Raketenabwehr zur Sicherung der
Überlebensfähigkeit der eigenen Interkontinental-
raketen, so wie im ABM-Vertrag ausdrücklich zu-
gestanden, konzentrieren. Obgleich die führenden
NATO-Mitgliedstaaten sich inzwischen zu SDI be-
kannt und auch ihre Mitarbeit an verschiedenen
Projekten zugesagt haben, so bleiben doch Befürch-
tungen hinsichtlich der möglichen strategischen und
rüstungskontrollpolitischen Auswirkungen von SDI
bestehen. Sollte in ferner Zukunft ein funktionie-
rendes strategisches Verteidigungssystem wirklich
stationiert werden, hätte das zweifelsohne tiefgrei-
fende Veränderungen der international-strategi-
schen Situation zur Folge.

IV. Probleme der Lastenverteilung

Die Diskussion zwischen den Vereinigten Staaten
einerseits und den Westeuropäern andererseits um
eine möglichst gerechte Aufteilung der Verteidi-
gungslasten wird in der NATO bereits seit ihrem 
Beginn geführt. Schon 1949 warnte Senator Con-
nally vor dem außenpolitischen Ausschuß des Se-
nats davor, daß die USA im Begriff seien, ganz
allein für die Sicherheit der westeuropäischen Ver-
bündeten aufzukommen12).

Entschlossener denn je erklären nun die USA ihre
Absicht, nicht mehr denselben hohen Anteil an den
Verteidigungslasten des Westen bestreiten zu wol-

len wie bisher. Da als Folge der Engpässe eine per-
sonelle Schrumpfung der US-Streitkräfte in der Zu-
kunft nicht mehr auszuschließen ist, werden die
westeuropäischen Verbündeten mit Nachdruck auf-
gefordert, ihre Verteidigungsausgaben zu erhöhen. 
In diesem Sinne erklärt der 1988 von der Kommis-
sion für militärische Lastenverteilung des Streit-
kräfteausschusses erstellte Bericht, daß die euro-
päischen Verbündeten der USA sich „sehr wohl auf
die Verteidigung ihres eigenen Territoriums ohne
ein Engagement umfangreicher amerikanischer
Landstreitkräfte vorbereiten müssen, weil dieses
Engagement nicht für immer garantiert werden
kann“13). Da die Vomestationierung amerikani-
scher Truppen jedoch „kurzfristig weiterhin den



Eckpfeiler der Militärstrategie der Vereinigten
Staaten“ bilden soll, werden die europäischen
NATO-Alliierten aufgefordert, 60 Prozent der An-
schaffungs- und Betriebskosten für die Flugzeuge
zu übernehmen, die für den Transport amerikani-
scher Truppen im Falle eines Konfliktes in Europa
notwendig sind ).14

Doch nicht allein finanzielle Lasten sind es, die die
Vereinigten Staaten in gesteigertem Maße mit ihren
Alliierten zu teilen beabsichtigen. Vor dem Hinter-
grund eines permanenten Ringens um eine bessere
Lastenverteilung innerhalb der NATO ist eine peri-
odisch auftretende Verschärfung dieser Kontro-
verse ein sicheres Indiz für aktuelle Probleme und
Meinungsverschiedenheiten, die über den reinen
Bereich der atlantischen Verteidigung hinausge-
hen. So steht die gegenwärtige „burden-sharing“-
Debatte in engem Zusammenhang mit der negati-
ven Handelsbilanz der USA gegenüber Westeuropa
— und amerikanische Kongressmitglieder werden
nicht müde, eine direkte Beziehung zwischen dem
amerikanischen Handelsdefizit und der Stationie-
rung von US-Truppen in Europa herzustellen —
und mit der Kritik der USA an der protektionisti-
schen Agrarpolitik und Subventionspraxis der Eu-
ropäischen Gemeinschaft. Zum anderen sind wei-
tere wichtige Gründe für die Unzufriedenheit der
Amerikaner mit ihren europäischen Alliierten Stra-
tegiedifferenzen und die in amerikanischen Augen
häufig mangelnde Solidarität mit der Außenpolitik
der USA.

In den USA selbst wird die „burden-sharing“-De-
batte von zwei verschiedenen Lagern aus geführt.
Auf der einen Seite stehen die sogenannten „Atlan-
tiker“ — hierzu gehören die Demokraten und der
liberale Flügel der Republikaner —, die den ameri-
kanisch-europäischen Beziehungen in der Außen-
politik oberste Priorität einräumen und am meisten
Verständnis für die unterschiedlichen politischen
Gegebenheiten in Europa zeigen. Sie fordern den
Aufbau einer stärkeren konventionellen Streit-
macht in Europa, um die Abhängigkeit der Alliier-
ten von der nuklearen Verteidigung durch die USA
so gering wie möglich zu gestalten. Auf der anderen
Seite wird von amerikanischen Neo-Konservativen
eine sehr ideologiebewußte „US-first“-Politik ange-
strebt. in der die im Vergleich zu anderen Weltre-
gionen geringer werdende militärischer Bedeutung
Westeuropas herausgestellt wird, und für die eine
Übernahme größerer Verteidigungsaufgaben durch
die Europäer selbstverständlich ist. Ihr Ziel ist eine

erhöhte strategische Mobilität sowie die maritime
Überlegenheit der USA, um die Grundvorausset-
zungen für eine unilateralistische Außenpolitik zu
schaffen, unbehindert von komplizierten Bündnis-
beziehungen, die die amerikanische Handlungsfrei-
heit einschränken.

Die Unwilligkeit der Europäer, sich als Partner bei
den globalen Aktivitäten der USA zu engagieren,
ihr Zögern hinsichtlich einer konsequenten Verbes-
serung der konventionellen NATO-Streitkräfte,
wirtschaftliche Differenzen und nicht zuletzt die
zunehmende Staatsverschuldung haben in den USA
die Anzahl der Stimmen größer werden lassen, die
einen teilweisen oder auch vollständigen Rückzug
der in Europa stationierten Truppen verlangen. Da-
mit — so argumentieren Liberale und nunmehr in
stärkerem Maße auch Konservative — könnten er-
hebliche Kosten eingespart werden.

Wirkliche Einsparungen aber, so wurde vom Ver-
teidigungsausschuß des Senats festgestellt, seien
von einem Abzug der US-Truppen aus Westeuropa
nicht zu erwarten. Während die Kosten für die reine
Truppenstationierung sich auf jährlich zwei Milliar-
den Dollar belaufen, müßten für einen Rückzug
von nur 100000 Soldaten mitsamt Ausrüstung 670
Millionen veranschlagt werden. Eine permanente
Stationierung in den USA käme dann zwar pro Jahr
um circa 540 Millionen billiger, doch würden allein
Ausrüstung und Training der Soldaten, um im Not-
fall wieder nach Europa zurückkehren zu können,
hohe Kosten verursachen. Rechnet man hierzu
noch die Aufwendungen des umfangreichen Luft-
transports hinzu, so kann von kostenbewußter Mili-
tärplanung keine Rede mehr sein. Eine echte Ein-
sparung von circa 4,6 Milliarden Dollar pro Jahr
könnte nur mit der Demobilisierung der in Europa
stationierten Truppen erreicht werden ) bzw. eine
geringere Kostenersparnis, wenn in absehbarer Zu
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-
kunft mit der Sowjetunion ein Abkommen über die
beiderseitige Demobilisierung von Truppen in Eu-
ropa vereinbart werden sollte. Einseitige Abrü-
stungsmaßnahmen jedoch würden einer Schwä-
chung der gesamten Verteidigungsfähigkeiten der
USA gleichkommen, zumal die gegenwärtige ame-
rikanische Außenpolitik und Sicherheitsstrategie
der Stationierung von US-Streitkräften im Ausland*



zum Schutz der nationalen Interessen hohe Bedeu-
tung beimißt. Insofern ist auch der statistische Ko-
stenfaktor irreführend, da diese Streitkräfte sowohl
für die NATO als auch für andere Bereiche einge-
setzt werden können und die Vornedislozierung der
US-Streitkräfte in Westeuropa immer noch die ko-
stengünstigste Lösung für die nationalen Verteidi-
gungsanstrengungen darstellt. Schließlich bleiben
die USA Mitglied in der NATO und stationieren
ihre Streitkräfte in der ganzen Welt nicht wegen der
Westeuropäer, sondern auf Grund vitaler nationa-
ler Sicherheitsinteressen. Die Unabhängigkeit und
Sicherheit Europas ist auch die Sicherheit Ameri-
kas.
Da ein Land wie die Bundesrepublik Deutschland
— und ebenso die meisten NATO-Staaten — im
Gegensatz zu den USA keine weltweiten Bündnis-
verpflichtungen hat und deshalb auch keiner Rapid
Deployment Force, keiner großen Marine, weitrei-
chender konventioneller Luftstreitkräfte oder nu-
klearer Systeme bedarf, muß ein Vergleich zwi-
schen den Verteidigungsausgaben eines europäi-
schen NATO-Landes und der USA, gemessen am
Bruttosozialprodukt, immer inadäquat bleiben. In
den meisten Ländern Westeuropas besteht zudem
Wehrpflicht, so daß die im Vergleich zu einer Frei-
willigenarmee geringeren Kosten nicht mit den

amerikanischen Aufwendungen verglichen werden
können. Dazu kommt, daß die Bundesrepublik al-
lein fast 27 Prozent der Kosten für die Infrastruktur
der NATO trägt, was dem höchsten Anteil nach
dem der USA entspricht. Darüber hinaus stellen
die Dichte der in der Bundesrepublik stationierten
Streitkräfte, der Umfang der Übungen und Groß-
manöver und die damit verbundenen Belastungen
für die Bevölkerung ebenfalls ein nicht unerhebli-
ches „burden-sharing“ dar16).

Mit 90 Prozent der Landstreitkräfte, 75 Prozent der
Seestreitkräfte und 50 Prozent der Luftstreitkräfte
stellen die Europäer heute den Großteil der
NATO-Streitkräfte für die Verteidigung Europas.
Seit 1975 haben die westeuropäischen NATO-Part-
ner außerdem ihre aktive militärische Stärke um
182 000 erhöht, während die USA ihre Präsenz nur
um 32 000 aufgestockt haben. Bei einer Totalmobil-
machung verfügen die Europäer über drei Millio-
nen Reservekräfte, wobei rückläufige Zahlen bei
den aktiven Kräften auf Grund geburtenschwacher
Jahrgänge zu erwarten sind. Alles in allem gilt es,
Probleme der Lastenverteilung innerhalb der
NATO — so wichtig die einzelnen Bereiche auch
sind — nicht zum Zentrum der amerikanisch-euro-
päischen Beziehungen werden zu lassen.

V. Aufgaben in der Zukunft

Die zentrale Herausforderung für US-Präsident
George Bush, der zunehmende Geldmangel bei der
Verwirklichung von staatlichen Programmen, wird
auch die zukünftigen Beziehungen Amerikas ge-
genüber seinen Alliierten beeinflussen. Weiterhin
stark steigende Verteidigungsausgaben werden
nicht mehr möglich sein, sollen gleichzeitig auch
wichtige Prioritäten in der von Reagan stark ver-
nachlässigten Sozialpolitik verfolgt werden. Die
Mehrheit der amerikanischen Bevölkerung ist in-
zwischen von der Stärke der USA im Vergleich zur
Sowjetunion überzeugt und spricht sich gegen eine
Erhöhung des Verteidigungshaushaltes aus. Dage-
gen werden wieder mehr Ausgaben für Fürsorge-
Programme sowie eine aktivere Rolle des Staates
im Gesundheits-, Wohnungs- und Erziehungswesen
und im Kampf gegen die sich ausbreitende Armut
von den meisten Amerikanern befürwortet. Für

bessere Sozialprogramme wären 60 Prozent laut
Umfragen sogar bereit, höhere Steuern zu akzeptie-
ren.

Trotz der Kontroversen der letzten Jahre und wach-
sender Meinungsverschiedenheiten über Handels-
und Finanzfragen zwischen den USA und Westeu-
ropa bleibt die Haltung der amerikanischen Bevöl-
kerung gegenüber Westeuropa weiterhin positiv.
Die Unterstützung der Amerikaner für einen Ein-
satz amerikanischer Truppen zur Verteidigung
Westeuropas ist gegen Ende der siebziger Jahre 
stark angestiegen und ist heute größer denn je ).
Die Verteidigung Europas bleibt also ein zentrales
Anliegen des amerikanischen Volkes, und in jüng
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-
sten Analysen und Meinungsumfragen ist auch —
trotz mancher anderslautender Äußerungen —



keine substantielle Änderung der Prioritäten be-
züglich der gesteigerten Bedeutung anderer Weltre-
gionen feststellbar.

Gleichzeitig wird in der amerikanischen Öffentlich-
keit auch Kritik an den westeuropäischen Verbün-
deten vorgebracht, vor allem wegen der in der Ver-
gangenheit unzureichenden Unterstützung bei ein-
zelnen außenpolitischen Aktionen der USA und
der mangelnden Bereitschaft, durch konventionelle
Aufrüstung die Abhängigkeit von Amerikas Atom-
waffeh zu verringern. In der Überzeugung, daß in
einem Nuklearkrieg keine Seite gewinnen könne,
möchte die überwiegende Mehrheit der Amerika-
ner, daß die USA bei einem konventionellen An-
griff der Sowjetunion auf Westeuropa auf keinen
Fall mit Atomwaffen reagieren ).18

Parallel zu diesem Trend in den Vereinigten Staa-
ten wird die NATO-Strategie, die sich auf Nuklear-
waffen stützt und unter Umständen deren Erstein-
satz vorsieht, von der deutschen Bevölkerung —
ähnliches gilt auch für andere NATO-Staaten —
immer weniger akzeptiert. Im Gegensatz zu vielen
Verteidigungsexperten befürworten 79 Prozent al-
ler Bundesbürger den Abzug aller Atomwaffen aus
Europa, so eine Umfrage des Allensbacher Instituts
für Demoskopie im Jahre 1988.

Auf der Suche nach praktikablen Antworten für die 
dringend zu lösenden Probleme in der amerikani-
schen Gesellschaft stehen viele innenpolitische
Vorhaben auf Grund der beschränkten finanziellen
Mittel in Konkurrenz zu sicherheits- und rüstungs-
politischen Programmen. Die amerikanischen For-
derungen nach einer besseren Form der Lastenver-
teilung werden deshalb unter der Regierung Bush
— vor allem durch den Einfluß des amerikanischen
Kongresses — mit Sicherheit an Eindringlichkeit
gewinnen.

Darauf müssen sich die westeuropäischen Verbün-
deten und besonders auch die Bundesrepublik
Deutschland einrichten. Aber die Administration
Bush stellt in vielerlei Hinsicht auch die Chance für
einen neuen Anfang in den alliierten Beziehungen
dar. Die Voraussetzung für einen soliden Konsen-
sus und ein tragfähiges Sicherheitskonzept für die
Zukunft ist ein grundlegender struktureller Wandel
im amerikanisch-europäischen Verhältnis. Dazu

muß die Bundesrepublik Deutschland ihre nationa-
len sicherheitspolitischen Ziele und Bedürfnisse —
ebenso wie die anderen westeuropäischen Länder
— innerhalb der Allianz besser definieren und
durchsetzen, um eine eigene verteidigungspoliti-
sche Identität zu erlangen.

Die USA ihrerseits müssen die prinzipielle Gleich-
rangigkeit europäischer Interessen anerkennen und
in der angestrebten „reifen“ Partnerschaft den Ver-
bündeten Raum geben für die Verfolgung eigener
traditioneller Werte. Das bedeutet vor allem die
stärkere Berücksichtigung der innovativen europäi-
schen Vorschläge zur künftigen Sicherheitspolitik
und Streitkräftestruktur der westlichen Allianz, um
so die Verantwortung der europäischen Alliierten
für ihre eigene Verteidigung zu fördern. Auf der
Basis eines Bewußtseins gemeinsamer Verantwor-
tung wünschen sich die USA die Europäer als ak-
tive Partner bei globalpolitischen Führungsaufga-
ben. Lange Zeit jedoch waren die meisten europäi-
schen Alliierten in vieler Hinsicht zu zurückhal-
tend, um aus eigener Kraft mehr an der Gestaltung
der Allianz mitzuwirken. Präsident Bush hat nun
die Bereitschaft der USA bekräftigt, zur Entwick-
lung von neuen Konsultations- und Kooperations-
mechanismen innerhalb der bislang eher hierar-
chisch und auf amerikanische Bedürfnisse hin struk-
turierten nordatlantischen Allianz beizutragen.
Eine reifere Partnerschaft wird nach Präsident Bush 
auch Auseinandersetzungen und Kontroversen
über wirtschaftliche Fragen unbeschadet überste-
hen. Desgleichen sollte auch das deutsch-amerika-
nische Verhältnis stabil genug sein, um — wie in der
Modernisierungsdebatte — unterschiedliche Auf-
fassungen in sicherheitspolitischen und abrüstungs-
politischen Fragen zu ertragen und Kompromißfä-
higkeit sicherzustellen.

Das von deutschen Sozialdemokraten langfristig
verfolgte Ziel der Abschaffung aller bodengestütz-
ten Atomwaffen in Europa wird von führenden
amerikanischen Politikern unterstützt, die die Ab-
hängigkeit der NATO von Atomwaffen so weit wie
möglich verringert sehen möchten. Wenn konven-
tionelle Stabilität und strukturelle Angriffsunfähig-
keit erreicht sind, genügt eine minimale nukleare
Abschreckung zur Verhinderung des Atomwaffen-
einsatzes durch den Gegner. Diese minimale nu-
kleare Abschreckung wird auf mittlere Sicht not-
wendig sein, da Sicherheit nicht allein durch ein 
konventionelles Gleichgewicht garantiert werden
kann und der Ostblock auch in absehbarer Zeit ein
beträchtliches Potential an politischer Instabilität



darstellt 19). Zudem darf bei allen möglichen positi-
ven Ergebnissen der Wiener und Genfer Abrü-
stungsverhandlungen nicht vergessen werden, daß
die Sowjetunion als einzige Supermacht in Europa
weiterbestehen und erheblichen Einfluß ausüben
wird. Auch müssen asiatische und vor allem global-
politische Zusammenhänge berücksichtigt werden,
so daß ein rein europäisches sicherheitspolitisches
Gleichgewicht nicht zu verwirklichen ist.

Eine minimale nukleare Abschreckung kann z. B.
mit der Stationierung von Atomwaffen auf U-Boo-
ten und Flugzeugen erreicht werden und bedarf
weder nuklearer Artillerie noch Kurzstreckenwaf-
fen. Als Übergangslösung zu diesem Ziel könnten
schon jetzt in Mitteleuropa atomwaffenfreie Korri-
dore eingerichtet werden. Diese Zonen müßten
gleichzeitig auch frei sein von schweren konventio-
nellen Waffen, die zum Angriff geeignet bzw. für
einen Schlag in die Tiefe des gegnerischen Territo-
riums vorgesehen sind. Ein Überraschungsangriff
würde damit unmöglich gemacht werden, da die
Verlegung von offensiven Kriegsgeräten wie etwa
von Panzern in diese Zonen nicht unbemerkt blei-
ben könnte.

Oberstes Ziel aller Abrüstungsmaßnahmen in der
Zukunft soll sowohl für die NATO als auch für den
Warschauer Pakt sein, die unabdingbaren Verteidi-
gungsfähigkeiten voll zu erhalten und gleichzeitig
die Bündnisse so zu gestalten, daß sie zur tief ein-
dringenden Invasion unfähig sind. Die Orientie-
rung an einer strukturellen Angriffsunfähigkeit ver-
langt deshalb zum Teil weitreichende Veränderun-
gen hinsichtlich der Strategie, der gesamten Vertei-
digungsstruktur und -Organisation und der Bewaff-
nung. Letztere müßte effektiver auf die Defensive
ausgerichtet sein, indem die Heeresverbände in Zu-
kunft hinreichend mit modernen Panzer- und Luft-
abwehrwaffen, Minen und Panzersperren ausgerü-
stet werden und die NATO-Staaten eine flächen-
deckende Luftverteidigung aufbauen. Derartige
Verbesserungen der konventionellen Verteidi-
gungsfähigkeiten könnten entscheidend zur Stabili-
sierung der strategischen Situation in Europa bei-
tragen und die Grundlage für eine echte Vertrau-
ensbildung schaffen, die notwendig ist, sollen alle

offensiven Komponenten in den Verteidigungs-
bündnissen und einseitige Überlegenheiten im kon-
ventionellen Bereich beseitigt werden. Dazu gehört
seitens des Warschauer Paktes die Revision der
Strategie der Vorwärtsverteidigung und die Über-
nahme des westlichen Prinzips der VorneVerteidi-
gung.

Die Erfüllung dieser Voraussetzungen ist für die
Förderung der gemeinsamen Sicherheit in Europa
unabdingbar. Ausgehend von dem gemeinsamen
Interesse, eine direkte militärische Auseinanderset-
zung, insbesondere aber einen nuklearen Krieg zu
verhindern, ist eine Politik der „gemeinsamen Si-
cherheit“ zwischen den Supermächten schon länger
Realität. In der gemeinsamen Prinzipienerklärung
von Moskau im Mai 1972 anläßlich der Unterzeich-
nung des SALT I-Vertrages wurde diese „Sicher-
heitspartnerschaft" zwischen den USA und der So-
wjetunion zum ersten Mal manifestiert. Ihr Ziel ist
der Abbau des gegenseitigen Mißtrauens, die Ein-
schränkung der bestehenden Konfliktstoffe und die
Regulierung des globalen Wettstreits. Grundlage
dafür war das gewandelte Sicherheitsverständnis
der damaligen Politiker Nixon und Breschnew, die
erkannt hatten, daß es im nuklearen Zeitalter keine
Alternative zur Gestaltung der gegenseitigen Bezie-
hungen auf der Basis von friedlicher Koexistenz
gibt20).

Heute, im Gefolge eines bislang einmaligen Abrü-
stungsvertrages und angesichts erfolgversprechen-
der Verhandlungen zur Reduzierung der konven-
tionellen und strategischen Rüstung zwischen den
Supermächten, bestehen mehr Chancen denn je,
eine tragfähige Sicherheitspartnerschaft auch unter
Einbeziehung der europäischen Staaten zu entwik-
keln. Mit einem stabilen Rüstungsgleichgewicht
und beidseitigen Strukturveränderungen der Streit-
kräfte in Richtung auf eine Angriffsunfähigkeit
kann eine intensive Kooperation der Supermächte
und der europäischen Staaten die Grundlage für
eine gemeinsame Sicherheit bilden, die auf die
Überwindung der Blöcke und die Schaffung einer
europäischen Friedensordnung abzielt.

Der Ausbau des europäischen Pfeilers der Allianz
durch eine Wiederbelebung und Erweiterung der
WEU, die substantiellen Fortschritte in der



deutsch-französischen Zusammenarbeit und ein
neues, sich entwickelndes Selbstbewußtsein hin-
sichtlich der Möglichkeiten der Neugestaltung eines
europäischen Sicherheitssystems sind ein Indiz da-
für, daß die Europäer nunmehr als gleichberech-
tigte Partner der USA die Prämissen für ihre eigene 
Sicherheit mitbestimmen wollen. Auf der Suche
nach einem vertrauensbildenden Verteidigungs-
konzept, das Stabilität im konventionellen Bereich
herbeizuführen vermag und gleichzeitig die Sicher-

heitsinteressen der Gegenseite berücksichtigt, müs-
sen die Vereinigten Staaten und ihre europäischen
Alliierten partnerschaftlich Zusammenarbeiten.
Denn nur auf der Grundlage einer echten Partner-
schaft zwischen den Verbündeten kann ein kon-
sensfähiges Konzept für die Zukunft gefunden wer-
den, das die gemeinsamen Wertvorstellungen im
nordatlantischen Bündnis widerspiegelt und den
Frieden in Europa unter gewandelten Bedingungen
wirkungsvoll stärkt.



Andreas Falke

Eine trügerische Normalität?
Amerikanische Innen- und Wirtschaftspolitik unter Präsident Bush

I. Innenpolitik
1 . Elektorale Normalität: Die Bedeutung der

Präsidentschaftswahlen

Die Präsidentschaftswahlen von 1988, die George
Bush zum 41. Präsidenten der USA machten, be-
stätigten einen langfristigen Trend in der amerika-
nischen Innenpolitik: Die republikanische Partei
hat ein Quasi-Monopol auf die Präsidentschaft.
Von den letzten acht Präsidentschaftswahlen
konnte sie sieben für sich entscheiden, drei davon in
Erdrutschsiegen (1972, 1980, 1984). Der einzige
Sieg der Demokraten in dieser Periode (Carter
1976) war hauchdünn. Schon diese Umstände spre-
chen dafür, daß langfristige strukturelle Faktoren
den Wahlausgang bestimmten. Diesem Befund
steht die These entgegen, daß die Wahlkampffüh-
rung und der Stil des Wahlkampfes für den Ausgang
verantwortlich waren 1).

Eine Analyse des Wahlergebnisses im historischen
Vergleich bestätigt jedoch die strukturelle Interpre-
tation: Die Wahl von 1988 hatte alle Merkmale der
Wiederwahl eines erfolgreichen Amtsinhabers, mit
dem Unterschied, daß der eigentliche Amtsinha-
ber, Ronald Reagan, nicht mehr antreten konnte
und daher George Bush als sein Stellvertreter den
Amtsbonus eines Präsidenten in Anspruch nehmen
konnte, der so populär wie wenige vor ihm waren.
Mit der Popularität verbunden war eine in den Au-
gen der amerikanischen Wähler erfolgreiche Poli-
tik, die Frieden und wirtschaftliches Wachstum si-
cherte. Gegen eine derartige Ausgangssituation
hätten die wahlkampfsymbolischen Instrumente
der Demokraten nur schwer greifen können.

Die Wahlen bestätigten auch einen tieferen struk-
turellen Wandel, nämlich die Etablierung eines
post-New Deal Wahl- und Parteiensystems, dessen
Beginn man mit 1968 ansetzen kann. Seither haben
die Republikaner in den letzten sechs Wahlen
durchschnittlich 53 Prozent der Stimmen gewon-

1)Eine Analyse, die ganz auf Wahlkampffaktoren abhebt,
findet sich bei Ralph Stegner, Die Präsidentschaftswahlen
von 1988, in: James A. Cooney u. a. (Hrsg.), Deutsch-Ame-
rikanische Beziehungen. Jahrbuch 1, Frankfurt-New York
1989. S. 176-179.

nen, verglichen mit 43 Prozent für die Demokraten.
Diese Konstellation ist praktisch die Umkehrung
der New Deal-Periode (1932—1948), als die Demo-
kraten in fünf Wahlen einen Vorsprung von 55 Pro-
zent zu 43 Prozent hatten2). Dieser Wandel hängt
zusammen: erstens mit einer Ablehnung der wach-
senden Steuerbelastung seitens der wahlentschei-
denden amerikanischen Mittelschicht, die sich für
Familien mit Durchschnittseinkommen zwischen
1950 und 1980 verdoppelte, eine Situation, die die 
Basis für die Popularität der republikanischen Steu-
ervermeidungspolitik abgibt; zweitens mit der
Wichtigkeit von emotional aufgeladenen kulturell-
religiösen symbolischen Themen wie Todesstrafe,
Abtreibung, Patriotismus und Rasse, die die öko-
nomische Basis der alten New Deal-Koalition ins-
besondere bei Südstaatlern und städtischen Arbei-
tern sprengte; drittens mit der seit dem Vietnam-
krieg bestehenden und durch die Carter-Regierung
noch verstärkten Perzeption bei vielen Wählern,
daß die Republikaner die Partei der militärischen
und außenpolitischen Stärke bilden. Kurz, in den
Worten von William Schneider: „Es gibt augen-
blicklich keinen Markt für den amerikanischen Li-
beralismus.“3)

2) Vgl. Everett Carl Ladd, The 1988 Elections: Continuation
of the Post-New Deal System, in: Political Science Quarterly.
104 (1989) 1, S. 7 ff.
3) Interview mit William Schneider. American Enterprise
Institute, Washington am 9. August 1989.
4) Vgl. Charles L. Schultze/Thomas E. Mann, Getting Rid
of the Budget Deficit, in: Barry P. Bosworth et al. (eds.)
Critical Choices, Washington 1989, S. 14.

Die entscheidenden Mittelschichtwählergruppen
wollen niedrige Steuern und wirtschaftliches
Wachstum, nicht aber neue staatliche Programme,
was für sie „big government" repräsentiert. Zu erin-
nern ist in diesem Zusammenhang daran, daß 1987
trotz der Steuerreformen die bundesstaatliche Steu-
erlast mit 19,7 Prozent des Volkseinkommens ge-
nauso hoch war wie 19804). Selbst die eifrigsten
Kritiker des letztjährigen Wahlkampfes müssen zu-
geben. daß die Wahlen die Wirksamkeit dieser Fak-
toren bestätigt haben. Die Verpflichtung von
George Bush, die Steuern nicht zu erhöhen, spielte



genauso eine Rolle bei der Entscheidung der
Wähler wie die Einschätzung, daß das außen- und
sicherheitspolitische Programm des demokrati-
schen Präsidentschaftskandidaten Dukakis keine
Position der Stärke garantieren würde. Zwei Drittel
der Wähler fühlten sich von Bushs Versprechen, die
Steuern nicht zu erhöhen, angezogen5). Daß die
Konzentration auf emotional-symbolische Themen
(Kriminalität, Patriotismus) durch den Bush-Wahl-
kampf nicht nur das Image von Dukakis belasten
sollte, sondern wichtige Anliegen von bestimmten
Wählerschichten traf, steht außer Frage6). Der
Bush-Wahlkampf kam mit seinen Themen den so-
zialen Wertvorstellungen breiter amerikanischer
Wählerschichten näher. Die große Prominenz, die 
symbolische Themen schließlich einnahmen, war
auch Ausdruck der Tatsache, daß es angesichts der
guten Grundstimmung über die Lage der Nation
keine anderen, die Wähler bewegenden Themen
gab. Bush brauchte deshalb keine besonderen An-
strengungen zu unternehmen, sich als Vertreter der
erfolgreichen Politik Reagans darzustellen und
konnte durch die Bezugnahme auf symbolische
Themen sein Image stärken7).

5) Vgl. Gerald Pomper, The Presidential Elections, in: ders.
(ed.), The Election of 1988. Reports and Interpretations,
Chatham 1989, S. 150.
6) Die Umfragedaten sprechen dazu eine eindeutige Spra-
che. Vgl. Barbara G. Farah/Ethel Klein, Public Opinion
Trends, in: G. Pomper (Anm. 5), S. 113—118.
7) Interview mit Thomas Mann, Brookings Institution, Wa-
shington am 18. August 1989.

Hinzu kamen noch andere langfristige strukturelle
Faktoren, die die Republikaner begünstigten. Wäh-
rend die Demokraten in der Parteiidentifikation mit
42:38 Prozent (Unabhängige 21 Prozent) immer
noch knapp vorne liegen, hat sich in den Südstaaten
eine Umschichtung ergeben. Weiße Südstaatler
sind bei Präsidentschaftswahlen heute überwiegend
republikanisch ausgerichtet. George Bush erreichte
in keinem der elf Südstaaten weniger als 63 Pro-
zent, in drei Staaten sogar fast 80 Prozent der wei-
ßen Wählerstimmen. Folgenreich ist auch der Ge-
nerationenwechsel: Die Wähler, die seit 1974 das
Wahlalter erreicht haben, d. h. die unter den Prä-
sidenten Carter und Reagan ihr politisches Bewußt-
sein ausgebildet haben, sind in ihrer Parteiidentifi-
kation mehrheitlich republikanisch. Die republika-
nische Dominanz gilt auch für die wichtigsten Wäh-
lergruppen: Die Demokraten konnten nur noch ka-
tholische Arbeiter, die Hispanics und die Schwar-
zen mehrheitlich für sich gewinnen. Ungeachtet der
Parteiidentifikation schätzen sich die Wähler heute
mehrheitlich als konservativ ein (43 Prozent gegen-
über 25 Prozent Liberalen und 32 Prozent in der

Mitte), was die Attraktivität eines kulturell-religiö-
sen Wertekonservatismus unterstreicht8).

Wenn wir hier die These der strukturellen Determi-
nierung des Wahlausganges vertreten, so muß dabei
berücksichtigt werden, daß in dieser Wahl die
strukturellen Faktoren nie durch die eher kurzfristi-
gen, manipulierbaren Faktoren herausgefordert
wurden, d. h. daß die These des Übergewichts
struktureller Faktoren nicht richtig getestet werden
konnte. Dazu hätte es eines attraktiven demokrati-
schen Kandidaten bedurft und eines gut geplanten
professionellen Wahlkampfes, der auf die Wertvor-
stellungen ehemals demokratischer Wähler mehr
Rücksicht genommen hätte. So aber gelang Bushs
Wahlkampfteam, die Auseinandersetzung in ein
Referendum über Dukakis zu verwandeln, ihn mit
den höchsten Negativwerten zu belasten und
George Bushs ursprünglich negatives Image zu revi-
dieren9). Daß die angewandten Methoden, insbe-
sondere Femsehspots mit rassistischen Untertönen,
fragwürdig waren, steht genauso außer Frage wie
die Tatsache, daß die Wahlentscheidung aus wahl-
kampfaktueller Sicht eher ein Urteil über die Ziel-
und Hilflosigkeit des Wahlkampfes von Dukakis
und der dabei hervortretenden negativen persönli-
chen Merkmale (Arroganz, Unnahbarkeit, emotio-
nale Kälte) als Folge medienvermittelter Manipula-
tionen waren. Bushs Wahlkampfteam gelang es da-
gegen, die höchsten Negativwerte, die ein Kandidat
am Ende der Vorwahlzeit je hatte, umzukehren.
Die Brillanz der Bush-Kampagne bestand darin,
daß sie nach Dukakis’ Weigerung, klar einen poli-
tischen Standpunkt zu beziehen, diesen als einen
Liberalen aus Massachusetts etikettierte10). Damit
gelang Bush die Verbindung zwischen Wahlkampf-
symbolik und den tiefer hegenden strukturellen
Faktoren.

Bei den Kongreßwahlen setzte sich die elektorale
Normalität durch: Die Demokraten konnten die
Mehrheit in beiden Häusern verteidigen und sogar
noch leicht ausbauen. Die republikanische Domi-
nanz auf Präsidentenwahlebene findet im Kongreß
keine Fortsetzung. Insofern ist bestätigt worden,
daß sich die Kongreß- und Präsidentschaftswahlen
immer weiter auseinander entwickeln. Kongreß-
wahlen werden weitgehend unter lokalpolitischen
und personalistischen Gesichtspunkten entschieden
und sind von den nationalen parteipolitischen

8) Zu den Zahlen vgl. E. C. Ladd (Anm. 2), S. 8—17.
9) Vgl. William Schneider, Tough Liberals Win. Weak Libe-
rals Lose, in: The New Republic, 5. Dezember 1988, S. 11—
15.
10) Interview mit Les Francis, ehemaliger Wahlkampfleiter
von Präsident Carter, Washington 1989.



Orientierungen isoliert, die heute überwiegend mit-
tels der nationalen Medien gebildet werden. Aus-
schlaggebend sind, insbesondere bei Wahlen für das
Repräsentantenhaus, Organisationsressourcen und
Geld sowie der Bekanntheitsgrad und die öffentli-
che Anerkennung, die besonders Amtsinhabern
aufgrund wahlkreisbezogener Aktivitäten zu-
wächst. Dies läßt sich daran ablesen, daß 99 Pro-
zent der Mitglieder des Repräsentantenhauses und
85 Prozent der Senatoren, die zur Wiederwahl an-
traten, auch wiedergewählt wurden. Da übergrei-
fende ideologische und programmatische Themen
kaum eine Rolle spielen, können die demokrati-
schen Kandidaten mit einer pragmatischen, auf den
Wahlkreis zugeschnittenen Strategie erfolgreich
sein11).

2. Die Normalität der Komplexität: Die Auswir-
kungen unterschiedlicher Parteienkontrolle auf
das Regierungssystem

Die Dominanz der Demokraten im Kongreß ist
ebenso sicher verankert wie die Dominanz der Re-
publikaner bei den Präsidentschaftswahlen. Die
Folge ist aber „divided government", die unter-
schiedliche Parteienkontrolle von Präsidentschaft
und Legislative. Möglich ist diese Dissonanz da-
durch, daß mehr als ein Viertel der Wähler ihre
Stimmen splitten12). Die Wähler finden an der
Möglichkeit Gefallen, die Gewaltenteilung noch
parteipolitisch zu untermauern, was Carl Everett
Ladd als „cognitive Madisonianism" bezeichnet
hat.

In diesem Zustand spiegelt sich auf der Ebene des
Wahlverhaltens ein „split-level realignment" und
ein Verfall der Parteibindung in der amerikanischen
Politik. In den Vereinigten Staaten ist ein neues
politisches Regime entstanden, das von dem in be-
zug auf die verschiedenen Ebenen des Regierungs-
systems ungleichmäßigen Verfall von Parteibin-
dung und Parteienkoalitionen gekennzeichnet ist.
Die Umschichtungen in den Wählerloyalitäten, die
auf die Erschütterungen der sechziger Jahre zurück-
zuführen sind, zerstörten die Wählerkoalition, die 
die New Deal-Mehrheit ausmachte, und spaltete sie
in ideologisch polarisierte Interessengruppen ent-
lang vielfältiger Spektren.

Wenn aber Parteien nicht mehr Wählerkoalitionen
Zusammenhalten und gleichmäßig auf die Ebenen
des Regierungssystems abbilden können, dann
müssen andere Instrumente der Wählermobilisie-

rung und -bindung an ihre Stelle treten. Dem ent-
spricht eine von den anderen Akteuren des politi-
schen Systems „separierte Präsidentschaft“13), die
Existenz des permanenten Wahlkampfes auf präsi-
dialer Ebene und die Zementierung der Vorteile
der Amtsinhaber im Kongreß. Wie Ronald Reagan
zeigte, ist politischer Wandel dann nicht mehr
durch parteigebundenes Mandat, sondern nur
durch eine Mischung aus Charisma, Krisenbe-
schwörung und ideologischem Appell möglich.
Diese Konstellation ist jedoch instabil, weil sie
höchst personengebunden ist.

Unter dem Gesichtspunkt der Regierungsfähigkeit
ist ein in vielen Bereichen blockiertes und zu Still-
stand neigendes Regime entstanden. Um etwas an
Beweglichkeit zu erhalten, muß es sich auf eine pre-
käre Koalition zwischen den Mehrheitsparteien in
Kongreß und Exekutive stützen. Damit verwischen
sich aber parteipolitisch definierte Verantwortlich-
keiten. Insbesondere die „Oppositionspartei“ im
Kongreß wird mitverantwortlich für die Durchset-
zung des Programmes der präsidialen Hegemonial-
partei. Der Präsident dagegen kann nur erfolgreich
sein, wenn er eine parteiübergreifende Koalition
schmiedet. Es entwickelt sich eine Tendenz zu
Zwangskoalitionen. Der Parteienwettbewerb wird
praktisch außer Kraft gesetzt, weil er innerhalb der
Gewaltenteilung nicht ohne katastrophale Konse-
quenzen voll ausgetragen werden kann14).

Damit fallen aber Parteien als überbrückende Ele-
mente der Gewaltenteilung und als legitimatorische
Transmissionsriemen zwischen Wähler und Politik
aus. Für George Bush bedeutet diese Situation, daß
er unter der Bedingung von Daueropposition oder
unter dem Diktat der Zwangskoalition regieren
muß. Regieren unter diesen Umständen ist unaus-
weichlich sehr schwerfällig und umständlich. Regie-
ren heißt praktisch, sich dauernd in Koalitionsver-
handlungen mit dem Kongreß zu befinden. Das ist
die regierungstechnische Normalität in Washing-
ton ).15 Ob diese Situation, wie Walter Dean Burn-
ham hervorgehoben hat, einen „interregnum
state“, ein Übergangsstadium, darstellt, muß offen
bleiben ). Beseitigt werden könnte es nur durch16



eine Revitalisierung der Demokraten auf präsidia-
ler Ebene oder ihrem völligen Niedergang. Es hat
jedoch allen Anschein, daß die derzeitige Situation
zur politischen Normalität in Washington geworden
ist.

3. Die Zukunft der demokratischen Partei

Für viele Beobachter der politischen Szene in Wa-
shington ist die wichtigste Frage der zukünftigen
amerikanischen Politik, ob sich die Demokraten
regenerieren und wieder zu einer wettbewerbsfähi-
gen Kraft auf präsidialer Ebene werden können.
Die Frage ist, ob die Demokraten als Rumpfpartei,
die nur als Kollektion einer Vielzahl erfolgreicher
Kongreßwahlkämpfe besteht, noch eine eindeutige
Identität bewahren können. Die Gefahr für die
Demokraten besteht in einem „trickle-down repu-
blicanism", das schließliche Ausstrahlen der repu-
blikanischen Dominanz auf präsidialer Ebene hin-
unter auf die Kongreßwahlen. Diese Situation
könnte schon bei den nächsten Wahlen akut wer-
den, wenn sich im Senat mehr demokratische Sena-
toren zur Wiederwahl stellen müssen, und nach der
Neueinteilung der Wahlkreise im Anschluß an die
nächste Volkszählung (1990), wenn die Bastionen
der Republikaner im Westen und Süden neue
Wahlkreise hinzugewinnen werden17).

Die innerparteilichen Auseinandersetzungen in der
demokratischen Partei zwischen dem gemäßigten
Flügel (Senator Al Gore, Repräsentant Richard
Gebhardt) und dem links-populistischen um Jesse
Jackson sind in vollem Gange18). Dabei scheinen
die gemäßigten Kräfte die besseren Argumente zu
haben: Die Behauptung, daß die Nicht-Wähler das
Problem sind, ist ein Mythos. Hätten Schwarze und
Hispanics im gleichen Maße wie die Weißen ge-
wählt, hätte Bush immer noch mit fünf Millionen
Stimmen Vorsprung gewonnen. Nach einer New
York Times-CBS-Umfrage wäre Bushs Wahlergeb-
nis noch besser ausgefallen, wenn die Wahlbeteili-
gung 100 Prozent betragen hätte19). Das Problem
der Nicht-Wähler kann nicht mehr auf das der
Nichtteilnahme von Unterprivilegierten und Min-
derheiten reduziert werden. Das Hauptproblem der
Demokraten ist der Einbruch bei den Mittel-
schichtwählern. Im Vergleich mit der letzten sieg-
reichen Wahl (1976) haben sie entscheidend bei
der Einkommensklasse zwischen 25 000 und

50 000 US-Dollar verloren ). Regenerieren kön20 -
nen sich die Demokraten nur, wenn sie wieder für
die Mittelschicht attraktiv werden und „the value of
values" wiederentdecken, d. h. wenn sie den Wäh-
lern klarmachen, daß sie die Grundeinstellungen
der Mehrheit amerikanischer Wähler hinsichtlich
einer starken Verteidigungshaltung, der Wichtig-
keit öffentlicher und persönlicher Sicherheit und
der Gültigkeit moralischer Basiswerte teilen. Dabei
müssen sie sich nicht den Republikanern anpassen,
denn die ökonomischen und wohlfahrtspolitischen
Programmpunkte der Demokraten bleiben weiter-
hin populär. Sie sollten sich aber erinnern, daß in
der Geschichte amerikanischer Wahlpolitik ethno-
kulturelle Themen schon immer eine überragende
Rolle gespielt haben21). Der unideologische tech-
nokratische Neo-Liberalismus, den Dukakis mit
seinem bekenntnislosen Pragmatismus vertrat, er-
litt jedenfalls bei seinem ersten Auftreten auf prä-
sidialer Ebene völligen Schiffbruch.

Die Rassenfrage bleibt zudem eines der zentralen
Dilemmata der demokratischen Partei. Sie entzweit
die Partei in entscheidenden Fragen und steuert in
subtiler Weise den Verlauf der amerikanischen Po-
litik22). Lyndon B. Johnson war der letzte demo-
kratische Präsident, der eine weiße Mehrheit be-
kam. Seitdem wenden sich weiße Wähler — nicht
nur im Süden — von den Demokraten ab. In keiner
anderen Person bündelt sich diese Problematik so
sehr wie in der von Jesse Jackson. Während die
einen Jackson als den längst überfälligen Fürspre-
cher der Entrechteten und Minderheiten verstehen,
sehen viele der Mitte zuzurechnende Demokraten
Jesse Jackson auch als politische Gefahr für die Par-
tei. Jackson gilt diesen Beobachtern als polarisie-
rende Kraft, die wenig Interesse an Koalitionsbil-
dung und an Regierungsfähigkeit hat, sondern al-
lein daran interessiert ist, durch die Dauermobili-
sierung seiner schwarzen Wählerklientel einen pro-
minenten politischen Platz zu besetzen. Jackson ist
jedoch nicht wählbar, nicht nur weil er schwarz ist,
sondern weil er dezidiert linksliberale Themen ver-
tritt, die nicht mehrheitsfähig sind. Damit hält er
aber moderate schwarze Politiker wie den Abge-
ordneten Bill Gray und den Bürgermeister von At-
lanta Andrew Young, denen man durchaus einmal
eine Chance einräumen könnte, eines Tages erfolg-
reiche demokratische Präsidentschaftskandidaten
zu sein, von der Macht ab.



Das Problem dürfte sich für die Demokraten ver-
schärfen, wenn Jackson seine Ankündigung wahr
macht und sich zum Bürgermeister von Washington
wählen läßt ). Die Republikaner haben jetzt schon 
Pläne, Jackson als den informellen Oppositionsfüh
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-
rer zu behandeln und so die Demokraten als eine
Partei von Schwarzen und Linksliberalen zu defi-
nieren — eine Koalition, die keine Gewinnchancen
hat. Manche Demokraten halten die Situation 1992
für so aussichtslos, daß sie zynischerweise empfeh-
len, Jackson 1992 das Feld zu überlassen, um ihn
nach einer wahrscheinlichen Niederlage los zu sein.
Nichts umschreibt die Schwäche der demokrati-
schen Partei besser als die Einschätzung, daß man 
in absehbarer Zeit nur bei einem schweren wirt-
schaftlichen Einbruch eine Chance auf den Gewinn
der Präsidentschaft hat. Das heißt aber, daß man
nicht aus eigener Kraft die Macht erringen kann,
sondern nur aufgrund katastrophaler äußerer Um-
stände. Eine Fortsetzung oder gar Verstärkung der
elektoralen Wettbewerbsunfähigkeit der Demokra-
ten in bezug auf das Präsidentenamt wäre eine Ka-
tastrophe für die amerikanische Politik, da sie die
Vorherrschaft der Republikaner zum Automatis-
mus machen würde und damit einen der Kern-
punkte von Demokratie, den Parteienwettbewerb,
praktisch außer Kraft setzte.

4. Regierungsbildung und Amtsführung der Bush-
Administration

Die vielleicht wichtigste Ausgangslage für die Bush-
Administration war, daß die Wahlen kein klares
programmpolitisches Mandat ergaben und daß
Bush weiterhin mit einem demokratischen Kongreß
regieren muß. Diese Situation führt dazu, daß die
Parameter präsidialer Macht eng umschrieben sind
und daß Präsidenten ihr Amt und seine Einfluß-
chancen in kleinen Schritten immer wieder neu
konstruieren und einschätzen müssen, eine Situa-
tion, die Charles O. Jones mit „governing when its
over“24) umschrieben hat. Damit ist die Existenz
einer systemischen exekutiven Führungsrolle, die
sich aus dem Wahlerfolg und verfassungsrechtlicher
Stellung ableitet, in Frage gestellt. In der Abwesen-
heit eines Mandats, das wegen Fehlens eines Erd-
rutschsieges, klarer ideologischer Aussagen und
klarer Unterschiede zwischen den Kandidaten nicht
konstruiert werden konnte, wird Bushs Amtsfüh-
rung von der Normalität der kleinen Schritte und
des geduldigen Aushandelns und Herumtastens ge-

kennzeichnet sein, nicht durch programmpolitische
Visionen. In diesem Sinne haben wir es mit einer
normalen, und das bedeutet reduzierten Präsident-
schaft zu tun. Die mandatgeleiteten Präsidentschaf-
ten von Johnson und Reagan stellen eher die Aus-
nahme dar.

Diese Situation erklärt auch, warum Bush keinen
schnellen Start nach dem Beispiel Reagans hatte
bzw. anstrebte, wie es ihm von Kritikern vorgehal-
ten wurde25). Ein einschneidender programmpoli-
tischer Aufbruch kam für Bush überhaupt nicht in
Frage. Kontinuität war Teil der Regierungsüber-
nahmestrategie, was sich in der Übernahme von
sechs Ministern in gleichen oder anderen Ämtern
ausdrückte. Die Akzentsetzung und die Absetzung
von der Reagan-Administration sollte sich vielmehr
durch den Stil der Regierungsbildung und Amtsfüh-
rung ergeben ). Bushs Problem bestand26 darin, daß
er einerseits als jemand gesehen werden wollte, der
nicht mit seinem Vorgänger bricht, andererseits je-
doch seiner Regierungsmannschaft ein eigenes Pro-
fil geben wollte.

Aus diesem Umstand läßt sich erklären, daß Perso-
nalpolitik und Programmentwicklung durch vor-
sichtiges Vorgehen und Taktieren geprägt waren.
Bis Ende Mai waren nur 69 der 341 Leitungsposi-
tionen unmittelbar unterhalb der Minister- und Lei-
terebene besetzt, was zum Teil mit den strengen
Überprüfungsprozeduren, mit dem Verzicht auf die
frühe Zusammenstellung eines Übemahmeteams
und mit der Tatsache, daß die bisherigen Amtsin-
haber bereits Republikaner waren, zusammenhing.
Schließlich muß man sich den Umfang des Unter-
nehmens vor Augen führen: Für rund 3 000 Positio-
nen lagen 45 000 ernsthafte Bewerbungen vor.
Letztlich wollte das Führungsteam von Bush jedoch
ein gründliches Auswechseln des Personals, um der
Administration eigenes Profil zu geben27). Ein Un-
terschied zur Reagan-Administration kam in der
Personalpolitik dadurch zum Ausdruck, daß neben
persönlicher Loyalität Sachkompetenz gegenüber
ideologischer Ausrichtung im Vordergrund stand.
Das Bush-Team setzt sich aus typischen regierungs-
erfahrenen „Inside-the-beltway" Kandidaten zu-
sammen, ausschließlich ideologisch motivierte
Kandidaten fanden kaum ihren Weg in die Admi-
nistration. Bush berief auch eine große Zahl von
Karrierebeamten in leitende Posten und gab damit



zu verstehen, daß er anders als Reagan die Aufgabe
der permanenten Bürokratie zu schätzen weiß.
Eine Ausnahme bildeten lediglich seine Botschaf-
terberufungen, wobei häufig großzügige Wahl-
kampfspender berücksichtigt wurden28).

Die Struktur des Weißen Hauses sollte sich auch
deutlich von seinem Vorgänger unterscheiden.
Bush berief mit John Sununu einen Stabschef mit
starker Persönlichkeit, aber im Gegensatz zu Ro-
nald Reagan entwickelte sich keine zentralisierte
Struktur wie unter Donald Regan, sondern Sununu
übernahm die Rolle eines neutralen Maklers, der
vermittelt, aber dem Entscheidungsprozeß nicht
seinen alleinigen Stempel aufdrückt oder den Präsi-
denten von den anderen Akteuren, insbesondere
seinen Ministern, isoliert. Bush bleibt für sie zu-
gänglich und sucht selbst den Kontakt mit ihnen,
ohne sich allein auf die Vermittlung des Stabschefs
zu verlassen. Der interne Entscheidungsprozeß
wird geprägt durch spezialisierte Kabinettsgremien
(„cabinet council System“) für Wirtschafts-, Innen-,
Außen- und Sicherheitspolitik — ein System, das
von Roger Porter, Assistant to the President for
Economic and Domestic Policy, einem früheren
Harvard Professor, unter der Ford-Administration
entwickelt worden war. Für Porter sind diese Gre-
mien Instrumente eines pluralistischen Entschei-
dungsprozesses („multiple advocacy"), der die Auf-
gabe hat, der Vielzahl von Argumenten der ver-
schiedenen Kabinettsmitglieder Gehör zu verschaf-
fen. Der Entscheidungsprozeß wird nicht so sehr
von einem dominanten Stab beherrscht als durch
eine offene Struktur, die die Minister und andere
wichtige Berater voll einbezieht29). Nicht nur hat
Bush eine sehr erfahrene Kabinettsmannschaft zu-
sammengestellt, deren kumulative Regierungser-
fahrung mehr als 100 Jahre beträgt, sondern es hat
den Anschein, daß es eines der einflußreichsten
Kabinette seit Eisenhower sein wird. Die Minister
haben innerhalb eines von Bush weit abgesteckten
Rahmens in ihren Bereichen weitgehend freie
Hand. Eine Rolle spielt zudem, daß wichtige Kabi-
nettsmitglieder wie James Baker, Nicholas Brady
und Robert Mosbacher langjährige Vertraute des
Präsidenten sind und deshalb automatisch Zugang
zu ihm haben. Allerdings bedeutet Kabinettsein-
fluß den Einfluß einzelner Mitglieder und nicht die
Transformation des Kabinetts zu einem kollektiven

Entscheidungsorgan. Die Tage eines eigenmächti-
gen, tyrannischen Stabs im Weißen Hause scheinen 
jedoch vorüber30). Ob diese offene Struktur aber
auch gravierende Krisen überleben wird, bleibt ab-
zuwarten.

Einen deutlichen Einschnitt bedeutet auch Bushs
Bemühen um ein gutes Verhältnis mit dem Kon-
greß und seinen führenden Persönlichkeiten. Bush
machte schon in seiner Inaugurationsrede klar, daß 
er die Zusammenarbeit mit den Demokraten suche
und parteiübergreifende Kompromisse der Dauer-
konfrontation vorziehe. Das schließt Konflikte in
Sachfragen wie der Kapitalzuwachssteuer nicht aus.
Der Bush-Administration gelangen auch Kompro-
misse über die Hilfe an die Contras und über den
Haushalt. Die einzige scharfe Konfrontation gab es
über die Nominierung von John Tower als Vertei-
digungsminister, dessen Scheitern sich die Admini-
stration wahrscheinlich selbst anzulasten hat und
allem Anschein nach auf eine Fehlkalkulation dar-
über zurückzuführen ist, wann man dem Kongreß
zum erstenmal die Stirn bieten solle, um Flagge zu
zeigen. Die Auseinandersetzung hat jedoch wenig
Spuren im Verhältnis zwischen Präsident und Kon-
greß hinterlassen31).

Welchen Eindruck vermittelt der Prozeß der Regie-
rungsbildung von dem Charakter der sich entwik-
kelnden Bush-Präsidentschaft? Man hat den Ein-
druck von vorsichtiger Professionalität. Überlegtes
Regieren erscheint wichtiger als ideologischer Dog-
matismus. Der Entscheidungsprozeß scheint sich
offener, dezentraler und flexibler zu gestalten und
jeder Usurpierung durch ein Machtzentrum einen
Riegel vorzuschieben. Der Umgang mit den ande-
ren Akteuren des politischen Systems, insbeson-
dere mit dem Kongreß, ist ganz auf Kooperation
und Konsultation abgestellt, ohne der Austragung
von Meinungsverschiedenheiten aus dem Wege zu
gehen. Damit entspricht das Bild der Bush-Präsi-
dentschaft dem einer post-imperialen Präsident-
schaft, die sich als eines der Handlungszentren im
politischen System begreift. Insofern entspricht das
„Modell verstreuter Verantwortlichkeit“ (diffused
responsibility model) dem Regierungssystem und
der Normalität unter den Bedingungen der Gewal-
tenteilung und der unterschiedlichen Parteienkon-
trolle32). Es ist oft übersehen worden, daß diese
Normalität auch schon für Ronald Reagan galt, da
er nur in seinem ersten Amtsjahr unter außerge-
wöhnlichen Umständen seine politischen Vorstel-
lungen durchsetzen konnte, in der Folgezeit aber



seine ebenfalls reduzierte Präsidentschaft unter ei-
nem Schwall von Rhetorik und effektivem Image-
Management verdecken konnte.

5. Innenpolitische Themen

Die Normalität der reduzierten Präsidentschaft äu-
ßerte sich nirgendwo deutlicher als in den innenpo-
litischen Sachfragen. Völlig in Übereinstimmung
mit einem fehlenden Mandat und fehlender Not-
wendigkeit, einen Bruch mit der Vorgängeradmi-
nistration suchen zu müssen, präsentierte Bush kein
umfassendes, einen neuen Aufbruch markierendes
politisches Programm, das öffentliche Diskussion
oder Bewußtsein bestimmen würde. Das Selbstver-
ständnis seiner Administration beschrieb Bush viel-
mehr als den Versuch, die Probleme, so wie sie sich
stellen, aufzugreifen und zu lösen: „I don’t have an
agenda where I have to get six items done . . . I'm
not thinking in terms of 100 days.“ ) Die Präsi33 -
dentschaft Bushs hat alle Merkmale einer Problem-
lösungspräsidentschaft, die zudem durch einen akti-
veren Präsidenten ausgezeichnet ist als unter
Reagan. Das Fehlen eines umfassenden politischen
Programmes läßt sich aber auch auf die Genese und
Geltung von politischen Themenkatalogen in einem
politischen System zerstreuter Verantwortung zu-
rückführen. Der Katalog besteht aus einer ganzen
Reihe von Makrothemen, die sich leicht einer ideo-
logischen Zuordnung entziehen, weil sie sich im
Laufe der Auseinandersetzung zwischen Präsident
und Kongreß herausgebildet haben (Handel, Defi-
zit, Umweltschutz, Energie, die Rolle der Landes-
verteidigung in Friedenszeiten etc.). Durch diese
Entwicklung verändert sich die Rolle des Präsiden-
ten: Bei einer sich quasi selbst generierenden poli-
tischen Tagesordnung ist der Präsident nicht mehr
der Deus ex machina, der die programmpolitischen
Themen bestimmt. Er hat vielmehr eine andere
Aufgabe: Unter diesen Umständen hat er eine „cer-
tifying function for the agenda“34), d. h. er „be-
scheinigt“, welche Themen und Probleme politikfä-
hig sind und setzt damit die Entwicklung von Lö-
sungsmöglichkeiten in Gang. Sollte er sich dieser
Aufgabe jedoch entziehen, können sie auch andere
Akteure im Kongreß übernehmen35). Auch in die-
ser veränderten Funktion spiegelt sich die (alte und
neue) Normalität der reduzierten Präsidentschaft.

Wichtig ist jedoch, daß Bush mit einem derartigen
Amtsverständnis Anklang findet. Seine gegenwär-
tigen Zustimmungsraten in den Meinungsumfragen
(April 1989: 61 Prozent) liegen nicht weit von de-
nen Reagans entfernt36).
Schließlich war die gesamte politische Tagesord-
nung vom Haushaltsdefizit bestimmt. Dieses er-
laubte keine großen Aufbrüche und Initiativen,
sondern nur eine unverbindliche Akzentsetzung,
wie den Wunsch nach „einer freundlicheren, sanf-
teren Nation“ oder den Wunsch, ein „Bildungsprä-
sident“ zu sein. Wenn George Bush diese Wünsche
konkretisiert, läuft er jedoch Gefahr, mit Vorschlä-
gen aufzuwarten (für Ausbildung, den Umwelt-
schutz, Raumfahrt, Kindertagesstätten), für die er
keine solide Finanzierung vorweisen kann. So kann
es nicht überraschen, daß die innenpolitische Ta-
gesordnung von politischen Ereignissen beherrscht
wurde, die ihren Ausgang nicht beim Präsidenten
nahmen. Dazu gehört die von der republikanischen
Parteiführung im Kongreß und von der republika-
nischen Parteizentrale betriebene „Ethik-Kam-
pagne“ gegen den Speaker Jim Wright, die schließ-
lich zu seinem Rücktritt aufgrund von Unregelmä-
ßigkeiten in seinem Finanzgebaren und zu dem
Rücktritt von Majority Whip (Führer der Mehr-
heitsfraktion) Tony Coelho führte. Die Demokra-
ten verloren praktisch über Nacht zwei ihrer aggres-
sivsten Persönlichkeiten im Kongreß, die im Reprä-
sentantenhaus eine zentralisierte Oppositionsstra-
tegie gegen die Republikaner zustande gebracht
hatten. Deshalb waren sie vor allem Zielscheibe der
Republikaner37). Von ihren Nachfolgern, Thomas
Foley (Speaker) und Dick Gebhardt (Majority Lea-
der) kann man erwarten, daß sie einen konziliante-
ren Kurs verfolgen und den republikanischen Ver-
suchen, die Demokraten im Kongreß zu untermi-
nieren, den Boden entziehen. Ferner gehören
hierzu mehrere Entscheidungen des Obersten Ge-
richtshofes zur Bürgerrechtsproblematik, zur Ab-
treibungsfrage und zur Todesstrafe, die alle einen
scharfen Bruch mit der bisherigen liberalen Recht-
sprechung markieren. Insbesondere die Entschei-
dung, den Einzelstaaten zu erlauben, die Abtrei-
bungsmöglichkeit während der ersten drei Monate
der Schwangerschaft einschränkenden Bedingun-
gen zu unterwerfen, wird langfristige und polarisie-



rende Auswirkungen auf die amerikanische Politik
haben, die aber zunächst hauptsächlich auf einzel-
staatlicher Ebene zu spüren sein werden. Jedenfalls
haben die Konservativen mit der Berufung von An-
thony Kennedy eine feste 5:4-Mehrheit im ober-
sten Bundesgericht — eine der wichtigsten
und nachhaltigsten Hinterlassenschaften Ronald
Reagans.
Die Dritte Gewalt im amerikanischen Regierungs-
system wird jetzt von Konservativen beherrscht,
was besonders die wertkonservativen Themen akti-
vieren dürfte38). Die Bush-Administration leistete
dazu ihren Beitrag, als sie nach einer Entscheidung
des Gerichts, die das Verbrennen der amerikani-
schen Flagge als Teil des Rechtes auf freie Mei-
nungsäußerung auslegte, einen Verfassungszusatz
forderte, der die Entehrung der Flagge unter Strafe
stellt. Die Absicht, den rechten Flügel der Republi-
kaner zufriedenzustellen und die Demokraten im
Kongreß mit einer unbequemen Forderung unter
Druck zu setzen, war unverkennbar39).
Letztlich kehrte jedoch 1989 der gesetzgeberische
Alltag ein. Präsident und Kongreß besannen sich
auf die Lösung dringender anstehender Probleme.
Dazu gehörten: die Rettungsaktion für fast 1 000
zahlungsunfähigen Sparkassen, die mindestens
100 Mrd. US-Dollar an Steuergeldem — einige
schätzen sogar auf bis zu 240 Mrd. — kosten wird;
weitgehende Vorschläge von Präsident Bush, die
Luftemissionsgesetze zu verschärfen, die auf posi-
tive Resonanz im Kongreß stießen; ein sich abzeich-
nender Konsensus, die Unterstützung für arbei-
tende Einkommenschwache zu erhöhen und den
Mindestlohn hinaufzusetzen, obwohl über Höhe
und Instrumente (Transferzahlungen vs. Steuerfrei-
beträge) keine Einigkeit herrschte; sowie Initiati-
ven zum Ausbau von Kindertagesstätten40).

Die Klagen, daß die Administration kein Pro-
gramm habe, verstummten und belegten damit, daß
die Rolle des Präsidenten darin besteht, eine sich
von selbst ergebende, kontinuierliche, parteiüber-

greifende politische Tagesordnung aufzugreifen, zu
sanktionieren und pragmatisch in der Auseinander-
setzung mit dem Kongreß zu bewältigen. Die Bush-
Administration hat sich als pragmatische Problem-
lösungsregierung etabliert und ist damit bisher er-
folgreich gewesen. Sie trägt damit den Realitäten
im amerikanischen Regierungssystem Rechnung:
unterschiedliche Parteienkontrolle, die Unmöglich-
keit, eine rein präsidiale politische Tagesordnung
zu etablieren, die elektorale Trennung der Präsi-
dentschaft von den anderen Akteuren des Systems,
ein in seiner Oppositionsrolle gestärkter Kongreß.
Insofern sie auf die neuen Strukturmerkmale des
amerikanischen Regierungssystem reagiert, ist die
Bush-Präsidentschaft eher ein Maßstab von untrü-
gerischer Normalität. Trügerisch war vielmehr die
ideologisch aufgeladene, mediengeleitete Strategie
der Reagan-Administration,
George Bush erscheint vielen als der perfekte Sta-
tus-quo-Präsident, dessen Regierungsstil zu der ge-
genwärtigen Situation der USA paßt. George Bush
wird erfolgreich sein, solange er mit seiner „In-
Box“ Schritt halten kann, d. h. solange er ein Pro-
blem nach dem anderen in vielen kleinen Schritten
lösen kann. Sollte er jedoch mit einer Krise kon-
frontiert werden, so könnte er leicht überwältigt
werden. Sollte sich der Status quo verschlechtern,
sollte sich unter seiner Regierung ein schwerer
Wirtschaftseinbruch ereignen, dann wird Bush Pro-
bleme haben und als schwacher Präsident erschei-
nen. Er hat keinen situationsunabhängigen Rück-
halt in der republikanischen Anhängerschaft, er
könnte nur schwer andere politische Kräfte (außer
vielleicht die Bundesbank) für eine Krise verant-
wortlich machen, und er hätte wenig wirtschaftspo-
litische Optionen. Hier rächt es sich, daß die Admi-
nistration das Hauptproblem der amerikanischen
Politik, das Haushaltsdefizit vor sich her geschoben
hat und bisher nur durch eine Scheinlösung mit dem
Kongreß angegangen ist. Die trügerische Normali-
tät mag also genau in der gegenwärtigen Wirt-
schaftslage der USA liegen.



II. Wirtschaftspolitik

1. Die Wirtschaftslage

Die Einschätzung der Wirtschaftslage zu Beginn
der Bush-Administration schwankte zwischen der
Furcht vor starken inflationären Schüben bei weit-
gehend ausgelasteten Kapazitäten, unverändert
starker Inlandsnachfrage und wachsenden Expor-
ten Ende 1988 und der Furcht vor einer Rezession
Mitte dieses Jahres. Das Dauerthema war jedoch
die Rolle des immer noch hohen Budgetdefizits,
seine Auswirkungen auf die Wirtschaft und die
Aussichten seiner Reduzierung. Das Wachstum des
Bruttosozialproduktes, das 1988 2,8 Prozent betra-
gen hatte, verlangsamte sich 1989 und erreichte im
zweiten Quartal 1989 nur 1,7 Prozent (nach unge-
wöhnlichem, durch die Erholung des Farmsektors
bedingtem Wachstum von 4,4 Prozent im ersten
Quartal)41). Die Bundesbank hatte seit März 1988
eine restriktivere Geldpolitik verfolgt, was zu ei-
nem starken Anziehen der Zinsen bis Ende 1988
führte. Von diesem Kurs rückte die Bundesbank in
der ersten Jahreshälfte nicht ab42). Mit dem Ver-
langsamen des Wachstums im zweiten Quartal
wurde jedoch die Inflation nicht mehr als das
Hauptproblem angesehen, und die Bundesbank
konzentrierte sich mit der Lockerung der Geldpoli-
tik zunehmend auf die Vermeidung einer Rezes-
sion. Kurz- und langfristige Zinssätze sanken um
einen Prozentpunkt. Die Inflationsrate bewegte
sich in der ersten Hälfte des Jahres bei 5,9 Prozent,
zeigte aber seitdem Zeichen des Nachlassens43).
Die Bundesbank bewegte sich in einem Balanceakt
zwischen Inflationsbekämpfung und Rezessionsver-
meidung, bei dem sie jedoch schon bald unter den
Druck der Bush-Administration kam, keine Rezes-
sion zuzulassen. Das nachlassende Wirtschafts-
wachstum nahm aber auch dem Defizit den Schrek-
ken: Es wird seit Mitte des Jahres weniger proble-
matisch beurteilt, weil man fürchtet, daß eine zu
große Reduzierung eine Rezession provozieren
könnte. Insgesamt halten die meisten Beobachter
eine Rezession in der nächsten Zeit für unwahr-
scheinlich und rechnen mit einer „sanften Lan-

düng“, die sich in der niedrigeren Wachstumsrate
schon ankündigt44).
Andere Daten bestätigen das gemischte Bild: Vom
Dollar, der 1988 vor allem wegen gestiegener Zin-
sen in den USA anzog, erwarteten viele Beobachter
1989 ein Nachgeben, doch der Dollar zeigte uner-
wartete Stärken, vor allem wegen der Annahme
einer „sanften Landung“ der amerikanischen
Volkswirtschaft, die das Vertrauen der Finanz-
märkte stärkte, und politischer Instabilitäten in
Asien. Der starke Dollar, der im August fast
zwei DM erreichte, dürfte jedoch eine Erholung
der amerikanischen Handels- und Zahlungsbilan-
zen erschweren45). Die Handelsbilanz zeigte ge-
gensätzliche Bewegungen: Im Mai verschlechterte
sich der. Fehlbetrag um 23,6 Prozent (-10,1 Mrd.
US-Dollar), während die Steigerung im Juni und
Juli wieder abnahm und auf den niedrigsten monat-
lichen Stand in viereinhalb Jahren fiel. Die Arbeits-
losenquote ist trotz des Nachlassens der Konjunktur
erfreulich und hat sich auf fünf Prozent (5,2 Pro-
zent im August) stabilisiert.

Das Haushaltsbüro des Kongresses rechnet in sei-
ner Vorhersage vom August 1989 mit folgenden
Entwicklungen: Die Wirtschaft wird 1990 in dem
gleichen langsamen Tempo wachsen wie in der er-
sten Hälfte dieses Jahres. Die Wachstumsrate für
1989 wird mit 2,4 Prozent, die für 1990 mit zwei
Prozent angegeben. Die Arbeitslosenquote wird
stabil bleiben, dürfte aber 1990 leicht auf 5,5 Pro-
zent steigen. Bei den kurzfristigen Zinssätzen wird
ein weiteres Fallen vorausgesagt, während die lang-
fristigen stabil bleiben dürften (vgl. Tabelle l)46).

Obwohl diese Zahlen keine Rezession ankündigen,
geben die Autoren des Haushaltsbüros des Kon-
gresses folgendes zu bedenken: Bei weitgehender
Kapazitätsauslastung und ausbleibender Defizitre-
duzierung liegt die Aufgabe der Inflationskontrolle
allein bei der Geldpolitik. Die restriktivere Geldpo-
litik führt aber nicht nur zu einer Kontrolle der
Inflation, sondern auch zu vermindertem Wirt-
schaftswachstum und in der Folge dieser Entwick-



lung sowie eines starken Dollars zu einem verlang-
samten Wachstum der Investitionen und des Net-
toexports. Da diese letzten beiden Faktoren beson-
ders für ein langfristiges Steigen des Lebensstan-
dards verantwortlich sind, sind die Autoren pessi-
mistisch. Während sie nicht mit einer Rezession
rechnen, so sprechen nach ihrer Ansicht viele An-
zeichen für eine Periode verlangsamten Wachstums
bei relativ hoher Inflationsrate (zwischen 4,5 und
fünf Prozent), eine milde Variante der Stagflation
der siebziger Jahre. Bessere, langfristigere Wachs-
tumschancen hätte die amerikanische Wirtschaft
nur bei einem nachhaltigen Abbau des Haushalts-
defizit, das hauptsächlich für negative Begleiter-
scheinungen wie eine niedrige Sparquote, ein hohes

Handelsdefizit und wachsende Auslandsschulden
verantwortlich ist47).

2. Das Dilemma des Haushaltsdefizits

Das Haushaltsdefizit ist primär ein politisches Pro-
blem, das durch die Festlegung der Haltung der
Hauptakteure im politischen System bestimmt
wird. Für die republikanische Administration steht
die Vermeidung einer Steuererhöhung und zu star-
ker Kürzungen im Verteidigungsbereich im Vor-
dergrund, für die Demokraten im Kongreß dagegen
die Abwehr weiterer innenpolitischer Ausgaben-
kürzungen. Gleichwohl haben beide Seiten zu er-
kennen gegeben, daß langfristig ein Abbau des De-
fizits geboten ist, obwohl das Defizit seit seinem
Höchststand von mehr als fünf Prozent Anteil am
Bruttosozialprodukt (BSP) auf einen Anteil von
2,5 Prozent gefallen ist. Das Haushaltsbüro des
Kongresses rechnet damit, daß das Defizit für das
Haushaltsjahr 1989 unter den in Tabelle 1 genann-
ten Annahmen 161 Mrd. US-Dollar betragen wird
(gegenüber 158 Mrd. US-Dollar 1988). Bei Fort-
schreibung der haushaltsrechtlichen Verpflichtun-
gen wird das Defizit (sog. baseline budget) 1990 und
die folgenden vier Jahre rund 140 Mrd. US-Dollar
betragen — Beträge, die weit über den angepeilten
Reduzierungszielen des Balanced Budget Act, dem
sog. Gramm-Rudman-Hollings Gesetz, liegen (vgl.
Tabelle 2) ).48

Die sogenannten baseline-Voraussagen beziehen
weitere Belastungen wie die Rettungsaktion für die
Sparkassen und Dürrehilfe für die Farmer ein. Bei
Fortsetzung der bisherigen Haushaltspolitik wird
sich der Anteil des Defizits am Bruttosozialprodukt
auf 2,6 Prozent (1990) und später sogar auf unter



zwei Prozent verringern. Folgte der Kongreß den
zuerst in der Absprache zwischen Administration
und Kongreß vereinbarten und dann in die Budget-
resolution übernommenen Zielen, würde der An-
teil noch geringer sein. Hier gibt es jedoch zwei
Probleme: Erstens sind viele der ins Auge gefaßten
Kürzungen kosmetischer Natur, d. h. sie bestehen
aus buchhalterischen Manipulationen, Vermögens-
verkäufen und einmaligen Einsparungen. Zweitens
ist gar nicht ausgemacht, daß die verschiedenen
Kongreßausschüsse die Kürzungen zusammenbrin-
gen werden, die für die Erreichung der aggregierten
Budgetziele erforderlich sind. Nur die Hälfte der
28 Mrd. US-Dollar, die der Kongreß einsparen
müßte, unterliegt der Kürzung durch Anordnung
der Haushaltsausschüsse (sog. reconciliation). Au-
ßerdem sind die ökonomischen Annahmen der Ad-
ministration positiver als die des Haushaltsbüros
des Kongresses. Schließlich mögen neue Ausgaben-
belastungen (Krise der Sparkassen, Beseitigung der
Altlasten bei Atomfabriken, sozialpolitische Initia-
tiven) unabweisbar sein49). Die Administration
und der Kongreß rechnen immer noch damit, das
Haushaltsdefizit auf die Gramm-Rudman Marke
von 100 Mrd. US-Dollar zu drücken. So geben die 
baseline-Schätzungen eine realistischere Orientie-
rung ab.

Es hat den Anschein, daß sich die Pattsituation in
der Budgetpolitik fortsetzt. Insofern haben wir hier
auch ein Element der Normalität in der amerikani-
schen Politik der achtziger Jahre. Ein aktueller
Grund ist sicherlich die Furcht vor einer Rezession,
die das Defizit weniger als Gefahr erscheinen läßt,
und die Tatsache, daß der Kongreß schon erhebli-
che Einsparungen in den letzten Jahren vollzogen
hat. Ein tiefer liegender Grund für diese Situation
ist der ideologische Dissens zwischen Konservati-
ven und Liberalen über Methoden der Reduzie-
rung, der sich auf die verschiedenen Ebenen der
Regierung auswirkt. Der wichtigste Grund ist aber,
daß es politisch — im Gegensatz zur Meinung der
Wirtschaftsexperten, die Defizitreduzierung als im
öffentlichen Interesse stehend definieren — keine
wirkliche Mehrheit für einen Abbau des Defizits
gibt, da den meisten Wählern der Nutzen des Defi-
zitabbaus weniger klar ist als die Kosten, die mit
den Zahlungen eines fairen Beitrags zu seinem Ab-
bau verbunden sind. Dies gilt um so mehr, als alle
Vorschläge zum Defizitabbau möglicherweise viel
negativere Konsequenzen haben könnten, die von
einer Rezession über die Schwächung der Verteidi-
gungsbereitschaft bis zu schmerzlichen Einschnit-

ten in das soziale Netz reichen können. Meinungs-
umfragen bestätigen diese Situation: Die meisten
Amerikaner melden Unbehagen wegen der Exi-
stenz des Defizits an, sind aber nicht bereit, den
drastischen Maßnahmen zuzustimmen, die für seine
Beseitigung notwendig sind ). Insofern haben wir
es mit dem Normalzustand eines politischen Sy
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stems zu tun, in dessen Entscheidungen Mehrheits-
meinungen reflektiert werden. Ist dieser Normalzu-
stand jedoch trügerisch, d. h. verbergen sich dahin-
ter große Gefahren für die amerikanische Politik
und Wirtschaft?

3. Die langfristigen Risiken

Eine Rezession würde die Vereinigten Staaten und
die Weltwirtschaft schwer treffen. Sollte es zu einer
Rezession kommen, stünden angesichts des noch
hohen Haushaltsdefizits fiskalische Steuerungsin-
strumente nur eingeschränkt zur Verfügung. Ein
Risiko wäre zudem die hohe Verschuldung vieler
privater Unternehmen, die in einer Rezession
enorm gefährdet wären, und die Fragilität des Ban-
kensektors51). Ein typisches Szenario für eine Re-
zession geht von einem „Dollar-Streik“ aus: Das
Versäumnis, die notwendigen Ausgabenanpassun-
gen in einer Zeit hoher Kapazitätsauslastung vorzu-
nehmen, könnte ausländischen Investoren signali-
sieren, daß die Vereinigten Staaten die Fähigkeit
verloren haben, ihre Finanzen in Ordnung zu brin-
gen. Die Notwendigkeit, die Zinsen bei unvermin-
dertem inflationären Druck hoch zu halten, würde
weiterhin den Dollar auf einem hohen Niveau hal-
ten und einen langfristigen Ausgleich der Handels-
bilanz verhindern und schließlich Zweifel über den
wahren Wert des Dollars nähren. Unter diesen Um-
ständen wäre eine Flucht aus dem Dollar vorstell-
bar, auf den die Bundesbank mit einer restriktiven
Geldpolitik antworten müßte, die die Inflationsge- x
fahr zwar bremsen, aber schließlich zur Rezession
führen würde52). Die meisten Beobachter halten
ein derartiges Szenario jedoch für unwahrschein-



lieh53). Glaubwürdige Maßnahmen gegen das Defi-
zit bei schrumpfender Handelsbilanz und einem
nachlassenden Zufluß von ausländischem Kapital
würde keine steigenden Zinssätze in der Zukunft
signalisieren, selbst wenn der Dollar fallen sollte.
Die Finanzmärkte würden in dieser Situation den
Fall des Dollars eher als Zeichen der sinkenden
amerikanischen Nachfrage nach ausländischem Ka-
pital angesichts des sinkenden Handelsdefizits anse-
hen. Dieses Szenario wird durch die Ereignisse von
1986/87 bestätigt, als das strukturelle Haushaltsde-
fizit, der Dollar und die Zinssätze fielen54). Denk-
bar ist jedoch auch, daß eine Rezession durch einen
äußeren Schock — wie eine Finanzkrise oder einen
Ölpreisschock — ausgelöst werden könnte. Jegli-
cher Verzicht auf eine Bewältigung des Haushalts-
defizits würde jedoch den Einsatz von Instrumenten
— wie der Geldpolitik bei einer Flucht aus dem
Dollar oder der Fiskalpolitik — erschweren ).55

Ein weiteres Problem, das bei einem relativ hohen
Haushaltsdefizit auftritt, ist, daß keine effektiven
Optionen zur Behebung des Leistungsbilanzdefizits
zur Verfügung stehen. Die Geldpolitik, auf die sich
die Vereinigten Staaten zur makroökonomischen
Steuerung in den letzten Jahren primär verlassen
haben, könnte nur in Form einer radikalen Auste-
ritätspolitik zum Abbau des Leistungsbilanzdefizits
beitragen. In diesem Falle würde sie auch eher die 
zinsabhängigen Investitionen als den Konsum tref-
fen. Intervention auf den Devisenmärkten scheidet
ebenfalls als wirksames Mittel aus. Dagegen wären
fiskalpolitische Maßnahmen wirksamer, weil sie das
Defizit sowohl durch Einkommensreduzierungen
als auch durch eine Abwertung des Dollars beein-
flussen. Geldpolitische Maßnahmen dagegen er-
zeugen gegensätzliche Bewegungen bei Einkom-
men und Devisenkursen. So geht das Haushalts-
büro des Kongresses davon aus, daß eine Befolgung
der Zielgrößen des Gramm-Rudman-Gesetzes bis
1994 eine Verringerung des Leistungsbilanzdefizits
um 40 Mrd. US-Dollar mit sich bringen würde. Die
fiskalische oder monetäre Ankurbelung der Wirt-
schaften der Partnerländer der USA könnte zwar
die Verringerung noch verstärken, doch wäre dieser
Effekt hauptsächlich auf höhere ausländische
Preise zurückzuführen56).

Das langfristige Hauptproblem der amerikanischen
Wirtschaft dürfte jedoch der Kollaps der nationalen
Ersparnis sein. Die Vereinigten Staaten haben im
Lauf der achtziger Jahre mehr ausgegeben als sie
produziert haben. Seit 1981 haben die inländischen
Ausgaben für den Verbrauch, Investitionen und
den Staat das Bruttosozialprodukt überstiegen. An-
geheizt durch ein strukturelles Haushaltsdefizit,
wuchsen inländische Ausgaben stärker als die natio-
nale Produktion und das Einkommen. Dies konn-
ten sich die Vereinigten Staaten aufgrund eines
Handelsdefizits leisten, das man durch Verschul-
dung im Ausland finanzierte. Eine Folge davon war
ein Leistungsbilanzdefizit, das 1987 mit 161 Mrd.
US-Dollar 3,6 Prozent des Bruttosozialproduktes
erreichte57). Die Vereinigten Staaten lebten über
ihre Verhältnisse. Die nationale Verschuldung der
USA verdreifachte sich und erreichte 1988 2,8 Bill.
US-Dollar. Die USA waren zum größten Schuldner
geworden58).

Die Überkonsumtion fand jedoch auf dem Hinter-
grund einer stark abnehmenden nationalen Erspar-
nis statt. Beide Komponenten der nationalen Er-
sparnis, die private wie die staatliche, fielen seit den
achtziger Jahren und lagen unter dem Durchschnitt
der Periode von 1951 bis 1980. Die nationale Spar-
quote betrug 1987/88 nur noch 2,6 Prozent, wäh-
rend sie in den drei Jahrzehnten nach 1950 durch-
schnittlich acht Prozent betragen hatte (vgl. Ta-
belle 3). Die Ersparnis sank aber besonders in den
achtziger Jahren durch das Haushaltsdefizit, das
eine Form der „Entsparung“ („dissaving“) dar-
stellte. Dabei fielen allerdings die Investitionen
nicht in dem gleichen Maße wie die Ersparnis, son-
dern sie sanken in den achtziger Jahren nur um
1,5 Prozentpunkte im Vergleich zu der Periode von
1950 bis 1980. Die Aufrechterhaltung einer recht
hohen Investitionsquote gelang nur, weil mehr als
die Hälfte der amerikanischen Nettoinvestitions-
quote direkt oder indirekt aus dem Ausland finan-
ziert wurde (vgl. Tabelle 4). Diese Situation wird
noch dadurch überschattet, daß der größte Teil der
Auslandsverschuldung dazu diente, den inländi-
schen privaten und staatlichen Verbrauch zu finan-
zieren. Die Verschuldung wäre nicht so ernst gewe-
sen, wenn sie nur zur Schließung der Investitions-
lücke gedient hätte59).



Nun besteht das Problem nicht so sehr darin, daß
ausländische Investoren nicht mehr bereit wären,
die Investitionslücke und die Differenz zwischen
nationalem Verbrauch und Bruttosozialprodukt zu
schließen, solange nur die Bundesbank bereit ist,
mit hohen Zinsen jegliche inflationsanheizende
Übemachfrage zu neutralisieren. Das langfristige
Problem liegt darin, daß die Vereinigten Staaten
beginnen müssen, aus ihrem zukünftigen National-
einkommen Schuldendienst zu leisten. Das bedeu-
tet, daß sie einen Außenhandelsüberschuß erwirt-
schaften müssen, um die Zahlungen zu leisten. Da-
für muß aber der inländische Verbrauch sinken und
exportbezogene Produktion und Investition wach-
sen. Die Amerikaner werden deshalb eine Reduzie-
rung ihres Lebensstandards hinnehmen müssen, die
um so stärker sein wird, wenn die Verschuldung
noch weiter steigt ). Sie wird um so spürbarer sein,
weil seit Beginn der siebziger Jahre der Produktivi
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tätszuwachs, von dem letztlich der Lebensstandard
abhängt, nur noch gering ist.

Eine Erhöhung der nationalen Ersparnis und damit
der produktivitätssteigernden Investitionen ist un-
umgänglich. Aus diesem Grunde muß nicht nur die
private Ersparnis steigen, sondern vor allem die
Beanspruchung der privaten Ersparnis durch den
Staat, die „Entsparnis" muß neutralisiert werden.
Ein Abbau des Haushaltsdefizits ist angesagt. Eine
Steuererhöhung ist dafür unvermeidlich, da bei den
anzunehmenden Wachstumsraten von zwei bis
2,5 Prozent die Vereinigten Staaten unmöglich aus
dem Defizit herauswachsen können61). Gerechtig-
keitserwägungen würden gebieten, daß die Last der
Reduzierung des privaten Verbrauchs vor allem die
oberen Einkommensklassen zu tragen haben, denn
sie sind es, die zu viel konsumieren, wie Nixons
ehemaliger Wirtschaftsberater. Herbert Stein, her-
vorgehoben hat62). Einige Beobachter halten sogar
einen Haushaltsüberschuß für angezeigt, da die
Vereinigten Staaten vor dem Problem einer Rück-
lagenbildung für eine wachsende Altersbevölke-
rung stehen. Zwar hat der Sozialversicherungsfonds
einen Überschuß von etwa 40 Mrd. US-Dollar,
doch geht dieser Überschuß in die Haushaltsrech-
nung ein und vermindert das Defizit. Dieser Um-
stand verdeckt das wahre Ausmaß des gegenwärti-
gen Haushaltsdefizits. Um neutralisierend auf die
nationale Ersparnis zu wirken, müßte der Über-
schuß in der Höhe des Überschusses im Sozialver-
sicherungsfonds liegen63).

Das politische Problem liegt darin, daß sich die Sen-
kung des Lebensstandards nicht als plötzliches Er-
eignis oder als Krise manifestiert, sondern als Pro-
zeß langsamer Erosion. In diesem Prozeß wird je-
doch eine der Grundlagen des gesellschaftlichen
Konsenses in den Vereinigten Staaten in Frage ge-
stellt, was langfristig politische Auswirkungen ha-
ben wird. Die Erfahrung ständig wachsenden Wohl-
standes könnte nicht Grundlage der gesellschaftli-
chen Entwicklung sein. Dies würde um so gravie-
render sein, da heute nicht mehr die hohen Ein-
kommenszuwächse der fünfziger und sechziger
Jahre vorauszusetzen sind, die damals selbst weni-
ger erfolgreichen Haushalten und Firmen Zu-
wächse in Einkommen und Lebensstandard sicher-
ten. Heute ist mit absoluten Einbußen bei verschie-
denen Segmenten der Gesellschaft zu rechnen64). 
Zwar dürften Schuldzuweisungen für diesen Prozeß
nicht leicht sein, weil sich ein Absinken des Lebens-



Standards über einen langen Zeitraum vollzieht und
Kongreß und Präsident für ihn Verantwortung zu
übernehmen haben. Doch eine politische Vertrau-
enskrise ist langfristig nicht ausgeschlossen, sobald
die Folgen eines abnehmenden Lebensstandards
spürbar werden. Insofern kann man behaupten,
daß die heutige Situation Anzeichen trügerischer
Normalität trägt.

Wird sich die Bush-Administration dieser Heraus-
forderung stellen? Die Antwort auf diese Frage
muß ein strukturelles Dilemma berücksichtigen:
Die politische Überlebensfähigkeit der Bush-Ad-
ministration, geschweige denn die der meisten Kon-
greßabgeordneten, hängt nicht von der Lösung die-
ser Frage ab. Die Bush-Administration ist also mit
der klassischen Alternative einer anfänglich
schmerzlosen Kurzfrist- und einer mit anfänglichen
Kosten verbundenen Langfriststrategie konfron-
tiert — eine Situation, in der sich Politiker eher für
die kurzfristige Lösung entscheiden. Zudem kann
keiner garantieren, daß die nötigen Steuererhöhun-
gen nicht die private Investitionsbereitschaft oder
das Wirtschaftswachstum dämpfen. Es gibt Anzei-
chen dafür, daß sich die Bush-Administration des
Ernstes der Situation bewußt ist, wie etwa der Bud-
getdirektor Richard Darman in einer Rede vor dem
National Press Club im Juli klarmachte: „In unserer
Politik — wie auch im gewissen Maße in unserem
Privatverhalten — konsumieren wir so, als gebe es
kein Morgen. Wir kümmern uns zu wenig um die

Probleme der Investitionen, die nötig sind, um eine
bessere Zukunft zu schaffen.“ )65

Wenn aber die oben gegebene Beschreibung der
Bush-Administration als einer Problemlösungsad-
ministration richtig ist, dann können wir erwarten,
daß sie dieses Problem aufgreifen wird. Das gilt um
so eher, je mehr es ihr gelingt, eine eigene politische
Identität zu entwickeln und sich von den starren
Festlegungen ihrer Vorgänger, mit denen sie den
Wahlkampf bestritt, zu entfernen. Allerdings gilt
wahrscheinlich auch hier, was wir von dem Prozeß
der Themensetzung im amerikanischen Regie-
rungssystem gesagt haben: Sinkender Lebensstan-
dard muß erst zu einem partei- und gewalten-
übergreifenden Makrothema werden, bevor es der
Präsident aufgreifen und als solches bestätigen
kann. Dies wurde aber bisher durch die Fixierung
von Öffentlichkeit und Presse auf eine Rezession
verhindert. Hoffen wir nur, daß die Administration
sich des Themas annehmen kann, bevor eine akute
Krise alle Energien bindet. Die wirtschaftspoliti-
sche Formel, die bei einer Weichenstellung zugun-
sten einer größeren nationalen Ersparnis eine Re-
zession vermeiden könnte, bestünde nach Meinung
vieler Beobachter in einem den Verbrauch dämp-
fenden Abbau des Haushaltsdefizits, das der Bun-
desbank gleichzeitig erlauben würde, die Kreditzü-
gel zu lockern.



Florian Gerster/Eva-Maria Masyk: Partnerschaft im Wandel. Die sicherheitspoiitischen
Beziehungen zwischen den USA und Westeuropa
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 45/89, S. 3—13

Die internationale Politik und das internationale System, so wie es sich nach dem Zweiten Weltkrieg
herausgebildet hat, befinden sich in einer Phase des Umbruchs. Das „neue Denken“ in der Sowjetunion
und die damit verbundene schrittweise Öffnung und Demokratisierung der Länder Osteuropas stellen für
das nordatlantische Bündnis in vieler Hinsicht eine Herausforderung dar. Neben dem Festhalten an
bewährten sicherheitspolitischen Richtlinien gilt es nun, gemeinschaftlich innovative abrüstungs- und frie-
denspolitische Programme zu entwickeln und so die notwendige Anpassung an die sich verändernde inter-
nationale Wirklichkeit zu vollziehen.
Im Zentrum dieser Bemühungen um den Aufbau einer neuen, tragfähigen europäischen Sicherheitsstruk-
tur stehen zum einen die Supermacht-Beziehungen, zum anderen die Beziehungen zwischen den Westeuro-
päern und ihrer „Schutzmacht“ Amerika. Nach dem Wegfall einer gemeinsamen, unmittelbaren militäri-
schen Bedrohung treten nun unterschiedliche nationale Bedürfnisse und ebenso divergierende sicherheits-
politische Vorstellungen zutage. Das Ringen um einen neuen sicherheitspolitischen Konsens innerhalb der
NATO bestimmt derzeit das Verhältnis der Vereinigten Staaten zu den Ländern Westeuropas und beson-
ders zur Bundesrepublik Deutschland. Das Ergebnis dieses Prozesses der Harmonisierung bündnispoliti-
scher Grundsätze mit den einzelnen nationalen sicherheitspolitischen Zielsetzungen wird für die zukünftige
Form der nordatlantischen Allianz und für die weitere Entwicklung Europas von entscheidender Bedeu-
tung sein.

Manfred Stinnes: Die amerikanische Europa-Politik und die Ost-West-Beziehungen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 45/89, S. 14—24

Der Beitrag skizziert die Politik der neuen amerikanischen Administration vor dem Hintergrund der
Anforderungen der öffentlichen Meinung und der anhaltenden Diskussion über die außenpolitische Bedeu-
tung der sowjetischen Reformpolitik. Gleichzeitig mußte sich Bush von seinem Amtsvorgänger abheben.
Dies gelang ihm u. a. dadurch, daß er eine neue Arbeitsbeziehung mit dem Kongreß herstellte. Er gewann
so größere Handlungsfreiheit in der Außenpolitik.
Die Reisen des Außenministers und schließlich die intensiven Begegnungen mit dem sowjetischen Außen-
minister im Mai und September deuten auf eine langsame, aber stetige, von innenpolitischer Kritik beglei-
tete Entwicklung der außenpolitischen Orientierung hin. Erste Höhepunkte waren die beiden Europa-
Reisen des amerikanischen Präsidenten, die die Bedeutung Europas für die Zukunft der Ost-West-Bezie-
hungen unterstreichen.

Andreas Falke: Eine trügerische Normalität? Amerikanische Innen- und Wirtschafts-
politik unter Präsident Bush
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 45/89, S. 25—38

Die Präsidentschaftswahlen von 1988 haben den Wandel zu einem post-New Deal Parteiensystem bestätigt,
in dem die Republikaner zur präsidialen Mehrheitspartei geworden sind. Aus diesem Umstand und dem
Amtsbonus seines Vorgängers erklärt sich der Sieg von George Bush. Die Demokraten konnten zwar ihre
Mehrheit in beiden Häusern des Kongresses verteidigen, doch sind ihre langfristigen Aussichten, als
nationale Partei wieder den Präsidenten zu stellen, aufgrund einer zu kleinen und zu heterogenen Wähler-
basis nicht sehr aussichtsreich.
Die Wahlen bestätigten auch, daß unterschiedliche Parteienkontrolle von Exekutive und Legislative zu
einem strukturellen Merkmal des amerikanischen Regierungssystems geworden ist. Diese Entwicklung
beschränkt die Machtposition des Präsidenten. George Bush kann deshalb nur durch politische Kompro-
misse und in Zwangskoalitionen mit dem Kongreß regieren. Unter diesen Umständen setzt der Präsident
nicht mehr die Themen amerikanischer Politik alleine auf die politische Agenda, sondern „bescheinigt“
vielmehr, welche Themen politikfähig sind. Regierungsbildung und Amtsführung der Bush-Administration
sind von diesen Entwicklungen gekennzeichnet. Sie verzichtete auf politische Visionen und etablierte sich
als pragmatische Problemlösungspräsidentschaft, was sich in der Ministerauswahl wie in der Struktur des
Weißen Hauses niederschlug. Die Praxis der Bush-Administration spiegelt die Normalität einer machtpo-
litisch reduzierten Präsidentschaft wider.
Die Wirtschaftslage im ersten Halbjahr 1989 war von einem nachlassenden Wirtschaftswachstum und der
Furcht vor einer Rezession gekennzeichnet. Die meisten Beobachter gehen jedoch von einer „sanften
Landung“ der amerikanischen Wirtschaft aus, das heißt von nur allmählich sinkenden Wachstumsraten.
Keine wirkliche Lösung zeichnet sich beim Abbau des Haushaltsdefizits ab. Als langfristige Gefahr für die
amerikanische Wirtschaft und Gesellschaft dürfte sich die langsame Erosion des Lebensstandards heraus-
stellen. die mit dem Zwang zur Begrenzung des Konsums und zur Bedienung der Auslandsschulden ver-
bunden ist.


